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Vorwort. 


n/ 

•  o-o 

q) 


|eit  der  Amerikaner  Henry  George  in  seinen  Schriften:  „Fortschritt  und  Armut“, 
, Errettung  aus  sozialer  Not“,  „Soziale  Probleme“  in  klarer  und  eindringlicher  Weise 
dargelegt  hat,  wie  der  Grund  und  Boden,  der  im  Laufe  der  Zeit  ganz  enorme  Preis¬ 
steigerungen  erfahren,  alle  Ergebnisse  des  Fortschritts  allein  seinen  Eigentümern  zugeführt 
hat,  während  trotz  allen  Fortschritts  die  Armut  nicht  abnimmt  und  dieses  Übel  nur 
dadurch  gehoben  werden  kann,  wenn  der  Grund  und  Boden  wieder  der  Allgemeinheit 
—  der  er  auch  von  Gottes-  und  Rechtswegen  gehört  —  nutzbar  gemacht  werde,  sind 
allerorts  Stimmen  laut  geworden,  welche  dem  Verlangen  Ausdruck  geben:  es  mögen  die 
von  H.  George  aufgestellten  Grundsätze  praktisch  verwertet  werden.  (George,  geboren  1839, 
ist  am  29.  Oktober  d.  J.  in  New-York  gestorben.) 

Unter  den  nüchtern  und  praktisch  denkenden  Amerikanern  hat  George  mit  seinem 
genialen  „Bodenbesitzreform “-Vorschlag  eine  gewaltige  Bewegung  hervorgerufen.  In  fast 
allen  Staaten  dieses  Landes  haben  sich  Vereinigungen  gebildet,  welche  die  Durchführung 
dieser  Reform  anstreben.  Ein  Amerikaner,  Sillas  Manville  Burrons,  hat  eine  Schenkung 
von  100  000  Dollars  =  420  000  M.  zu  dem  Zwecke  gemacht,  die  Verbreitung  von  George’s 
Schriften  zu  fördern. 


In  „Neu-Seeland“  (Australien)  ist  der  George’sche  Gedanke  als  Single-Tax  (Einheits¬ 
steuer)  mit  ungeahntem  Erfolge  eingeführt.  In  England  hat  die  Agitation  für  Boden¬ 
besitzreform  einen  grossen  Umfang  angenommen.  In  der  Schweiz  ist  der  Verein  „Frei 
Land“  thätig,  und  in  Deutschland  streben  der  „Deutsche  Bund  für  Bodenbesitzreform“, 
die  „National -Soziale“  Partei  (Naumann)  und  neuerdings  der  Henry  George -Verein 
ähnlichen  Zielen  zu. 


Neu  ist  der  Gedanke  an  und  für  sich  nicht,  denn  vor  tausenden  von  Jahren  war 
nach  altgermanischem  Rechte  der  Grund  und  Boden  gemeinsames  Eigentum.  Erst  mit 
Einführung  des  römischen  Rechts  —  das  den  Privatbesitz  übermässig  betont  —  ist  das 
germanische  Recht  verdrängt  worden. 
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Wird  der  Grund  und  Boden  der  Allgemeinheit  wieder  nutzbar  gemacht,  indem  der 
arbeitslose  Wert  desselben  besteuert  wird,  so  kann  die  Arbeit  von  ihren  Lasten  befreit 
und  damit  manche  Besserung  unserer  Zustände  herbeigeführt  werden. 

Die  vorliegende  Schrift  wird  in  dieser  Beziehung  mancherlei  Aufklärung  bringen 
und  zum  Denken  und  Beobachten  anregen.  Sie  sucht  an  einem  bestimmten  Beispiel, 
sowohl  die  Wirkung  als  auch  die  Möglichkeit  der  ganzen  Reform  darzulegen,  den  grossen 
Gedanken  mehr  seiner  Verwirklichung  näher  zu  bringen  und  allerorts  bei  uns  in  Baden 
das  Verständnis  für  eine  unsern  sozialen  Verhältnissen  gerecht  zu  werdende  Massnahme 
zu  wecken. 

An  dieser  Stelle  sei  es  mir  vergönnt,  jenen  Herren,  die  mich  nach  der  Durchsicht 
dieser  Schrift  mit  Ratschlägen  erfreut  haben  und  mich  mit  Material  so  freundlich  unter¬ 
stützten,  herzlich  zu  danken  und  auch  dem  Herrn  Verleger  für  die  schöne  Ausstattung 
meinen  besten  Dank  auszusprechen. 

Möge  dem  Aufwand  an  Mühe  und  Arbeit  die  verständnisvolle  Aufnahme  der  Schrift 
entsprechen,  die  sie  in  allen  jenen  Kreisen  unseres  Volkes  finde,  die  mit  Überzeugung 
und  Wohlwollen  zugunsten  einer  gerechten  Sache  eintreten,  um  eine  gewaltsame  Aus¬ 
tragung  der  Gegensätze  zu  vermeiden. 

Karlsruhe  i.  B.,  November  18'J7. 


Der  Verfasser. 
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I.  Einleitung. 


Es  ist  nicht  möglich,  in  kurzen  Worten  gründlich  zu  sagen,  warum  es  das  einzig 
Richtige  ist,  den  arbeitslosen  Wert  des  Grund  und  Bodens  zu  besteuern.  Allen  die 
sich  dafür  interessieren,  seien  George’s  Schriften;  Marfels:  „Die  wahre  Ursache  der 
schlechten  Zeiten“;  Bernh.  Eulenstein:  „Die  soziale  Frage  eine  Grund-  und  Boden¬ 
frage“;  „Frei  Land“,  Zeitschrift  des  Deutschen  Bundes  für  Bodenbesitzreform,  empfohlen. 
George’s  Schriften  sind  moral-philosophische  Schriften  ersten  Ranges,  philantropische 
Werke  höchster  Art  und  können  heute  nicht  mehr  totgeschwiegen  werden. 

Allein  um  das  Nachstehende  auch  für  solche,  die  noch  keinerlei  derartige  Schrift 
gelesen  haben,  verständlich  zu  machen,  seien  zum  Voraus  einige  Gesichtspunkte  erwähnt. 

1. *  Vor  allen  Dingen  ist  wohl  die  Frage  zu  beantworten:  „Was  ist 
Grundrente?“ 

Antwort:  Es  ist  die  jährliche  Pachtsumme,  die  man  für  ein  unbebautes  Stück 
Boden  von  einem  Andern  bekommen  kann,  ohne  selbst  Arbeit  oder  Kapital  darauf  zu 
verwenden. 

2. *  Wie  steht  es  mit  dem  „Privateigentum?“ 

Nach  wie  vor  ist  ein  fester  privater  Grundbesitz  notwendig.  Man  kann  nach  Ein¬ 
führung  der  „Grundrentensteuer“  die  Grundbücher  lassen  wie  sie  sind,  Besitzer  des 
Bodens  auch  ferner  im  Besitze  desselben  lassen.  Man  braucht  nur  den  Zins  oder  Pacht¬ 
wert  des  „arbeitslosen“  Bodens  alljährlich  einzuziehen.  Also  wohl  gemerkt,  nicht  den 
Wert,  den  der  Besitzer  geschaffen,  nicht  den  Wert,  den  es  durch  Bebauung  bekommen 
hat,  sondern  einzig  und  allein  den  Weit,  der  am  Boden  selbst  haftet  auf  Grund  der 
Thatsaehe,  dass  man  ihn  braucht.  Es  muss  hier  nachdrücklich  hervorgehoben  werden, 
dass  H.  George  und  seine  Anhänger  keinerlei  moralisch  gerechtfertigte  Rechte  auf  Eigen¬ 
tum  angreifen  wollen.  Im  Gegenteil,  sie  vertreten  das  Recht  auf  Eigentum  mit  Nach¬ 
druck,  jenes  Eigentums,  das  durch  menschliche  Arbeit  entstanden  ist,  das  Recht,  das 
jedem  als  Eigentum  alles  zuspricht,  das  er  durch  sein  eigenes  Thun  erzeugt  hat  und 
das  er  verschenken,  verkaufen  oder  verleihen  mag,  womit  er  thun  kann,  was  er  will. 
Das  ist  das  Recht,  das  sie  heilig  halten,  das  sie  gegen  Jedermann  verteidigen  und  wer 
das  Gegenteil  behauptet,  sagt  wissentlich  oder  unwissentlich  die  Unwahrheit.  Auf  ein 


*  Nach  Eulenstein. 
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Haus,  auf  einen  Hut,  auf  ein  Buch  .  .  .  kurz  auf  alles  durch  Arbeit  Entstandene  giebt 
es  einen  persönlichen  Rechtstitel,  der  auf  den  zurückgeht,  der  diese  Dinge  gemacht  hat. 
Das  halten  sie  für  den  Grundsatz  der  Gerechtigkeit,  für  das  heilige  Recht  des  Eigen¬ 
tums.  Es  begründet  sich  auf  das  Recht  des  Einzelmenschen,  auf  seine  eigene  Person, 
auf  seine  eigenen  Arme,  auf  seinen  eigenen  Kopf,  kurz  auf  das  Recht,  seine  eigenen  Kräfte 
zu  verwerten  und  die  Früchte  seines  eigenen  Fleisses  zu  geniessen. 

Dagegen  behaupten  sie,  werde  es  nie  zu  beweisen  möglich  sein,  dass  dieser  Bau¬ 
grund  oder  jener  Acker,  diese  Wiese  oder  jener  Wald,  diese  Kohlen-  oder  jene  Eisen¬ 
grube,  ganz  besonders  für  den  oder  jenen  Menschen  (oder  Aktiengesellschaft)  erschaffen 
worden  sei,  sondern  dass  der  Schöpfer  diese  Erdkugel  für  alle  Menschen  erschaffen  habe, 
diese  also  nie  Einzelnen  zugehören  könne,  sondern  Allgemeingut  sei  und  dass  daher  die 
Rente  des  „arbeitslosen“  Bodens  der  Allgemeinheit  gehöre. 

3.*  Warum  soll  denn  die  „Grundrentensteuer“  die  richtigste  Steuer 
sein? 

Es  ist  die  „Grundrentensteuer“  die  denkbar  einfachste,  denn  man  überlege  wohl : 

a.  Die  Einwohnerzahl  des  Landes  wird  grösser, 

b.  Die  Ausgaben  von  Staat  und  Gemeinde  werden  grösser  und 

c.  Die  Grundrente  wird  von  Jahr  zu  Jahr  grösser. 

Das  trifft  ganz  genau  auch  bei  uns  im  Grossherzogtum  Baden  zu,  wie  die  folgenden 
Zahlen  beweisen. 


a.  Vermehrung  oder  Zunahme  der  Bevölkerung. 

1.  Einwohnerzahl  des  Grossherzogtums  in  den  Jahren: 


1807 

1810 

1815 

1820 

1830 

1840 

922  649 

973  698 

993  414  1  051  388 

1  200  471  1  296  464 

1852 

1861 

1871 

1880 

1890 

1895 

1  357  208 

1  369  291 

1  461  562 

1  570  254 

1  657  867  1  725  464 

2.  Die  grösseren  Städte. 

(Karlsruhe  hatte  anno  1719  = 

o 

o 

o 

03 

II 

Einw.;  1765  =  2800 

Einw.) 

1812 

1852 

1861 

1871 

1880 

1890 

1895 

Mannheim 

.  .  18  213 

24  316 

27  172 

39  606 

53  465 

79  058 

91  119 

Karlsruhe  .  . 

.  .  13  727 

24  299 

27  103 

36  582 

49  301 

73  684 

84  030 

Freiburg  .  . 

.  .  10  108 

16  441 

16  883 

24  668 

36  401 

48  909 

53  118 

Heidelberg 

9  826 

14  564 

16  289 

19  983 

24  417 

31  739 

35  190 

Pforzheim  .  . 

.  .  5  301 

9  152 

13  854 

19  803 

24  037 

29  988 

33  345 

Konstanz  .  . 

4  503 

7  556 

7  819 

10  061 

13  372 

16  235 

18  671 

Rastatt  .  . 

4  204 

7  424 

7  428 

11  560 

12  356 

12  557 

13  268 

Baden  .  .  . 

3  085 

6  714 

7  733 

10  080 

11  923 

13  884 

14  862 

Bruchsal  .  . 

5  447 

9  056 

8  270 

9  762 

11  373 

11  909 

12  614 

Lahr  .  .  . 

4  660 

6  939 

7  103 

7  712 

9  390 

10  805 

11  079 

*  Nach  Eulenstein. 
**  Ohne  Käferthal. 
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b.  Das  Wachsen  oder  Zunehmen  der  Ausgaben  in  den  Gemeinden. 


Gemeindeschulden 

Gemeiudevermögen 

Gemeindeausgabeu 

1866  .... 

14  244  382  M. 

197  632  143 

Jb. 

? 

1876  .... 

38  605  053  „ 

248  559  565 

)•> 

? 

1884  .... 

57  638  317  „ 

364  850  336 

ii 

34  920  312 

M. 

1885  .... 

59  226  398  „ 

368  663  829 

71 

39  576  174 

71 

1886  .... 

64  333  686  „ 

374  335  960 

11 

41  109  897 

11 

1887  .... 

68  687  449  „ 

379  157  476 

ii 

43  974  328 

'1 

1888  .... 

76  147  537  „ 

390  693  648 

17 

45  173  000 

11 

1889  .  .  .  . 

78  127  813  „ 

393  444  189 

11 

47  249  487 

1’ 

1890  .... 

83  955  208  „ 

400  104  392 

11 

50  440  064 

ii 

1891  .... 

86  630  264  „ 

400  743  973 

11 

53  058  381 

11 

1892  .... 

92  697  302  „ 

407  271  927 

11 

54  340  074 

11 

1893  ... 

95  932  922  „ 

411685118 

11 

54  811  525 

11 

c.  Das  Wachsen  der  Grundrente. 

(Vergleiche 

Tabelle  Seite 

19.) 

Es  kostete 

ein  Hektar 

Acker 

Garten 

Wiese 

Wald 

Rebland 

1868  . 

1  639  Jh. 

? 

2  039  „ 

ä>. 

692 

4  281 

J l 

1884  . 

1941  „ 

5  567 

Jk. 

2  321 

77 

797 

1? 

3  915 

11 

1885  • 

1  893  „ 

6  365 

77 

2  368 

11 

740 

71 

4  426 

71 

1886  . 

1871  „ 

5  309 

71 

2  393 

71 

991 

17 

4  863 

11 

1887  . 

2  069  „ 

5  175 

71 

2  409 

71 

821 

77 

4  662 

71 

1888  . 

2  096  „ 

5  927 

77 

2  441 

77 

782 

77 

4  673 

11 

1889  . 

2  167  „ 

4  537 

71 

2  546 

71 

1  044 

71 

3  971 

71 

1890  . 

2  036  „ 

5  156 

11 

2  326 

77 

878 

71 

3  792 

11 

1891  . 

2  141  „ 

10  341 

77 

2  473 

77 

901 

77 

3  689 

71 

1892  . 

2  133  „ 

7  261 

71 

2  490 

71 

839 

1? 

3  696 

17 

1893  . 

2  283  „ 

8  436 

77 

2  500 

17 

971 

11 

4  178 

11 

1894  . 

2  863  „ 

9  105 

77 

2  696 

71 

1130 

7) 

5  039 

71 

Liegt  es  da  nicht  auf  der  Hand,  dass  dieses  Wachsen  der  Grundrente  also  eine 
naturgesetzliche  Vorsorge  für  die  Deckung  der  Bedürfnisse  der  Gesellschaft  bildet?  Wenn 
diese  natürliche  Quelle  wieder  der  Gemeinschaft  —  anstatt  Einzelnen  —  zutliesst,  dann 
ist  es  ganz  unnötig,  andere  Steuern  zu  erheben.  Die  Erträgnisse  der  „Grundrenten¬ 
steuer“  reichen  vollauf  und  vermehren  sich  dem  Bedürfnis  entsprechend  von  Jahr  zu 
Jahr  —  namentlich  vom  Boden  in  grösseren  Städten,  die  hier  oben  ausser  Betracht 
bleiben  und  erst  später  berücksichtigt  werden. 

Der  Staat  und  die  Gemeinden  können  ohne  Steuern  nicht  bestehen,  das  weiss  Jeder¬ 
mann  ;  und  doch  wird  heutzutage  so  sehr  über  Steuern  geklagt,  warum  denn?  Weil 
nahezu  alle  diese  Steuern  auf  die  Arbeit,  den  Fleiss  und  die  Sparsamkeit  fallen  und 
den  Lohn  jeder  Arbeit  vermindern.  Die  „Grundrentensteuer“  dagegen  ist  nur  eine  Ent¬ 
schädigung  dafür,  dass  von  dem  allgemeinen  Boden  ein  Stück  für  private  Zwecke  ver¬ 
wendet  wird. 
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4.  Weiter  wird  wohl  gefragt:  Wer  zahlt  die  „Grundrenten Steuer“? 

Hier  stimmen  alle  Nationalökonomen  überein  und  antworten :  dass  der  Eigentümer 
des  Grund  und  Bodens  die  Steuer  auf  die  Grundrente  zu  tragen  habe  und  diese  „Grund¬ 
rentensteuer“  niemals  auf  einen  andern  —  den  Pächter  oder  Mieter  —  abgewälzt  werden 
kann;  denn  steigt  der  Pachtwert,  so  steigt  die  Rente,  damit  ist  der  Wert  des  Bodens 
und  die  „Grundrentensteuer“  gestiegen.  Wäre  also  beispielsweise  eine  „Grundrenten¬ 
steuer“  von  3  Ji>.  zu  entrichten  und  der  Eigentümer  will  sie  dem  Pächter  oder  Mieter 
auflegen,  so  wäre  der  Wert  des  Bodens  (bei  3  °/0  Verzinsung)  um  100  Jfb .  gestiegen  und 
damit  die  Grundrente  ebenfalls.  Die  „Grundrentensteuer“  ist  also  vom  wirklichen  Eigen¬ 
tümer  des  Grund  und  Bodens  zu  bezahlen.  Die  Grösse  der  Grundstücke  zu  ermitteln, 
bietet  keine  grossen  Schwierigkeiten,  und  der  Eigentümer  derselben  ist  leicht  zu  finden. 

5.  Was  ist  Bodenwucher? 

Wenn  Jemand  viel  Grund  und  Boden  zusammenkauft  und  ihn  solange  behält,  bis 
er  5,  10,  20  und  noch  mehrmal  so  viel  wert  ist  als  er  war  und  ihn  dann  erst  verkauft, 
so  ist  das  Bodenwucher.  Es  ist  doch  wahrlich  eine  Ungerechtigkeit,  wenn  einzelne  — 
namentlich  in  der  Umgebung  grosser  Städte  —  Grundstücke  ankaufen,  die  sie  weder 
selbst  benutzen  können  noch  .wollen,  damit  den  nachgeborenen  und  nachkommenden 
Menschen  den  Boden  zu  ihren  Wohnstätten  solange  vorenthalten  und  verteuern,  bis  diese 
Menschen  gezwungen  sind,  die  allerhöchsten  Spekulationspreise  —  als  Kauf-  oder  Miet¬ 
preise  —  zu  bezahlen.  Diese  Spekulanten  würden  wohl  lieber  den  Grund  und  Boden 
wieder  verkaufen  als  —  auf  die  Dauer  —  die  „Grundrentensteuer“  bezahlen.  Sie  ist 
also  das  Mittel,  den  Bodenwucher  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

*  * 

* 

Weil  von  vielen  Seiten,  die  sich  noch  nie  darum  bekümmert  haben,  was  und  wie 
die  Gedanken  dieser  Reformbewegung  sind,  die  ganze  Sache  aber  als  „revolutionär“  und 
„umstürzlerisch“  hinstellen,  sollen  nachstehende  Äusserungen  bekannter  Männer  beweisen, 
dass  auch  bei  uns  in  Kreisen,  auf  welches  keines  der  beiden  Prädikate  zutrifft,  der 
Gedanke  schon  Wurzel  gefasst  hat  und  zur  Anerkennung  kommt. 

Miquel,  Königl.  Preussischer  Finanzminister,  hat  (1895)  anlässlich  der  Stempel¬ 
steuerdebatte  im  Preussischen  Abgeordnetenhaus  laut  stenographischer  Berichte  u.  a. 
wörtlich  gesagt: 

„Diejenigen,  welche  die  soziale  Entwicklung  unserer  heutigen  Zeit  wirklich  kennen 
„und  zum  Gegenstand  ihres  Studiums  gemacht  haben,  müssen  doch  aus  derselben  die 
„Überzeugung  schöpfen,  dass  die  Durchführung  einer  Agrarreform  eine  starke  soziale 
„Notwendigkeit  ist.  Wenn  wir  angefangen  haben,  auf  dem  gewerblichen  Gebiete  der 
„Willkür  des  Einzelnen  Schranken  zu  setzen,  die  Aufgabe  des  Staates  dahin  zu  stellen, 
„die  Schwachen  zu  schützen  und  dem  Belieben  des  Einzelnen  die  Gesamtinteressen 
„gegenüber  zu  stellen,  wenn  wir  Wuchergesetze  gemacht,  Zwangsversicherungen  geschaffen, 
„den  Arbeitstag,  die  Arbeitszeit  aus  der  Willkür  des  Einzelnen  herausgezogen  und  gesetz¬ 
liche  Schranken  an  ihre  Stelle  gesetzt  haben,  dann  muss  der  Schluss  notwendig  dahin 
„gehen:  wenn  das  sogar  auf  dem  Gebiete  des  mobilen  Kapitals  und  des  veränderlichen, 
„gewerblichen  Wesens  richtig  ist,  um  wieviel  mehr  beim  Grundbesitz.  Das  mobile 
„Kapital,  der  mobile  Besitz  ist  nach  anderen  Grundsätzen  zu  behandeln  als  der  Grund- 
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„besitz.  Der  Grundbesitz,  ein  Teil  des  Staatsganzen,  hat  eine  ganz  andere  Bedeutung 
„für  die  soziale  und  politische  Entwicklung  der  Gesellschaft  und  des  Staates  als  das 
„mobile  Kapital,  und  der  Grundfehler  ist  wohl  der  gewesen,  dies  nicht  genügend  beachtet 
„zu  haben  in  unserer  Gesetzgebung  —  ein  Fehler,  den  wir  jetzt  zwar  leicht  begreifen  können, 
„den  aber  nicht  begriffen  zu  haben  in  der  Zeit  von  Stein  und  Hardenberg  kein  Vorwurf 
„ist.  Das  sind  grosse  historische  Entwicklungen,  in  deren  Verlauf  allmählich  aus  der 
„Erfahrung  die  Heilmittel  von  selbst  den  Menschen  klar  werden. 

Adickes,  Oberbürgermeister  von  Frankfurt  a.  M.,  hat  in  seinem  Referate  auf  der 
18.  Versammlung  des  deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  (1895)  geäussert: 

„Die  Erkenntnis,  dass  die  Arbeiterwohnungsfrage  in  erster  Linie  eine  Bodenfrage 
„ist,  hat  auch  in  nichtsozialistischen  Kreisen  vielfach  die  Anschauung  geweckt,  dass  das 
„Privateigentum  an  Grund  und  Boden,  besonders  in  der  Nähe  der  grossen  Städte  sich 
„als  unverträglich  mit  einer  gesunden  und,  sozialistisch  angesehen,  durchaus  notwendigen 
„besseren  Gestaltung  der  Wolmungsverhältnisse  erwiesen  habe  und  dass  daher,  unter 
„Abschaffung  des  privaten  Grundeigentums,  die  öffentliche  Gewalt  den  Grund  und  Boden 
unmittelbar  in  Verwaltung  zu  nehmen  habe. 

Muser,  Badischer  Landtagsabgeordneter,  sagt  in  seiner  Schrift  „Die  Agrarfrage“ 
(1895)  Seite  33  u.  ff.: 

„Man  wird  der  privat-kapitalistischen  Monopolisierung  des  städtischen  Grund  und 
„Bodens,  dem  vielfach  damit  verbundenen  und  anschwellenden  Rentenbezug,  der  nicht 
„durch  individuelle  Arbeitsbethätigung  oder  Kapitalinvestierung  des  Eigentümers  hervor- 
„gerufen  ist  und  dem  städtischen  Baustellenwucher  entgegen  treten,  man  wird  deshalb 
„einer  Überführung  gewisser  liegenschaftlicher  Komplexe  in  Gemeinde-  oder  Staatseigentum 
„und  damit  der  Zuführung  des  Rentenzuwachses  an  die  Allgemeinheit  in  bestimmten 
„Grenzen  und  unter  bestimmten  Voraussetzungen  zustimmen  müssen,  aber  andrerseits 
„eine  sich  in  vernünftigen  Schranken  haltende,  der  modernen  Rechtsanschauung  ent¬ 
sprechende,  rechtlich  ungehinderte  Bewegung  im  Liegenschaftsverkehr  zu  gewährleisten 
„haben.  Es  ist  eine  Grundeigentumsordnung  anzustreben,  vermöge  deren  der  Eigen- 
„tumsbebauer  auch  selbst  die  Früchte  seiner  Arbeit,  seines  Kapitals  und  arbeitsinten¬ 
siveren  Landwirtschaftsbetriebs  zu  gemessen  bekommt.  Eine  solche  Wirtschaftsordnung 
„wird  auch  das  Privateigentum  in  den  Stand  setzen,  die  Funktionen  zu  erfüllen,  welche 
„ihm  dem  Einzelindividium  gegenüber  zukommt,  nämlich  die  Grundlage  zu  bilden  für 
„eine  produktive  und  richtig  entlohnte  Thätigkeitsentfaltung  des  Wirtschaftsubjekts  und 
„damit  für  dessen  wirtschaftliche  und  soziale  Selbständigkeit.  Aber  auch  seiner  gesell¬ 
schaftlichen  Aufgabe  kann  das  Privateigentum  erst  dann  gerecht  werden,  indem  es  eine 
„gesunde  Fundierung  eines  ansehnlichen  Bruchteils  der  staatlichen  Gesamtbevölkerung 
„und  damit  einen  Teil  der  Fonds  schaffen  hilft,  von  deren  finanzieller  Leistungsfähigkeit 
„Bestand  und  berufsmässiges  Wirken  von  Staat  und  Gemeinde  mitbedingt  werden. 

Gouverneur  von  Wissmann,  der  sich  im  Juli  1896  bei  seinen  Verwandten  in 
Lauterburg  i.  H.  aufhielt,  hat  einem  Berichterstatter  des  Berliner  Lokalanzeigers  gegenüber 
geäussert,  wie  sie  auf  die)Landfr age  und  auf  die  Angriffe  zu  sprechen  kamen,  die  in- 
bezug  auf  diese  gegen  Herrn  von  Wissmann  in  einem  Teil  der  Kolonialpresse  erhoben 
worden  sind  und  noch  erhoben  werden: 

„Man  greift  mich  an,  weil  ich  das  Prinzip  verfolge,  Land  nur  zu  Pacht  und  nicht 
„als  freies  Eigentum  abzugeben.  Ich  tliue  das  aus  guten  Gründen.  Ich  will  der  Grund- 
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„stücksspekulatioii  den  Eingang  verwehren.  Die  Pachtbedingungen  sind  die  idealsten 
„und  denkbar  günstigsten ;  für  die  ersten  fünf  Jahre  wird  überhaupt  kein  Pachtzins  ver¬ 
langt.  Nun  beklagen  sich  die  Leute  darüber,  dass  sie  keine  Hypotheken  auf  ihr  Land 
„aufnehmen  können,  aber  das  will  ich  ja  gerade  verhindern.  Woher  kommt  denn  die 
„Not  unserer  Landwirtschaft  in  Deutschland?  Doch  auch  davon,  dass  jeder  Grundbesitz 
„mit  Hypotheken,  das  heisst  mit  Schulden,  überlastet  ist.  Da  kommen  Leute  nach  Ost- 
Afrika  mit  ein  paar  Tausend  Rupien  in  der  Hand  und  wollen  3,  10,  20,  ja  50  Tausend 
„Hektar  kaufen.  Da  liegt  doch  auf  der  Hand,  dass  sie  keine  ehrlichen  Absichten  haben, 
„sondern  lediglich  Spekulationszwecke  verfolgen.  Oder  aber  sie  meinen  es  wirklich 
„ehrlich,  dann  sind  sie  ausser  stände,  sich  auf  die  Dauer  zu  halten.  Sie  haben  alle 
„nicht  genügend  Geld  —  und  die  Folge  davon  ist,  dass  das  Land  dann  brach  liegt. 
„Damit  kann  der  Regierung  nicht  genützt  sein.“ 

Dr.  Heinrich  Rauchberg,  o  ö.  Professor  an  der  k.  k.  deutschen  Universität  in 
Prag,  hat  in  einem  Vortrag  im  Niederösterreichischen  Gewerbeverein  in  Wien  (1896) 
in  seinem  Thema  über  „Volkswirtschaft  und  Statistik“  mit  Beziehung  auf  die  Kaiser 
Franz  Josef  I.  Jubiläums-Stiftung  für  Wohlfahrtseinrichtungen  und  Wohnungen  u.  A. 
gesagt: 

„Die  Folge  der  örtlichen  Konzentration  des  städtischen  Lebens  ist  ferner  die  sprung¬ 
hafte  Erhöhung  der  Bodenrente,  welche  die  Eigentümer  der  günstig  gelegenen  Grund¬ 
stücke  bereichert,  ohne  dass  sie  nur  einen  Finger  zu  rühren  brauchen.  Den  Vermögens- 
„zuwachs  verdanken  sie  lediglich  der  Entwicklung  des  Verkehrs  und  dem  Anwachsen 
„der  Stadt,  also  sozialen  Momenten,  während  er  sich  äusserst  antisozial  in  der  Steigerung 
„der  Grundpreise  und  der  Verteuerung  der  Mietzinse  äussert.  Diesen  Wertzuwachs 
„durch  eine  umsichtige  städtische  Bodenpolitik  der  Gesamtheit  zu  sichern,  welche  ihn 
„hervorgebracht  hat,  ist  bei  uns  auch  nicht  der  leiseste  Versuch  gemacht  worden.“ 

Um  noch  zu  zeigen,  dass  man  sich  bei  Anregung  und  Ausführung  grosser  —  der 
gewöhnlichen,  landläufigen  Meinung  entgegen  stehender  —  Reformen  nicht  durch 
prinzipielle  „Schlagwörter“  abschrecken  lassen  darf,  sei  hier  ein  Teil  aus  einer  Rede 
Bismarcks  angeführt. 

Fürst  Bismarck  hat  am  2.  April  1881  in  einer  Rede  im  Reichstag  gesagt: 

„Meine  Herren!  Ich  habe  das  Gefühl,  dass  der  Staat  auch  für  seine  Unterlassungen 
„verantwortlich  werden  kann.  Ich  bin  der  Meinung,  dass  das  „laisser  faire,  laisser  aller“ 
„das  reine  Manchestertum  in  der  Politik  —  das  „Jeder  sehe,  wo  er  bleibe,  Jeder  sehe 
„wie  ers  treibe“  —  „wer  da  hat,  dem  wird  gegeben,  wer  nichts  hat,  dem  wird  genommen“  — 
„dass  das  im  Staate,  namentlich  im  monarchischen,  landesväterlich  regierten  Staate  nicht 
„Anwendung  finden  kann.  Im  Gegenteil,  ich  glaube,  dass  diejenigen,  die  auf  diese 
„Weise  die  Einwirkung  des  Staates  zum  Schutze  der  Schwächeren  perhorreszieren,  ihrer¬ 
seits  sich  dem  Verdachte  aussetzen,  dass  sie  die  Stärke,  die  ihnen,  sei  es  kapitalistisch, 
„sei  es  rhetorisch,  sei  es  sonstwie  beiwohnt,  zum  Gewinn  eines  Anhangs,  zur  Unter- 
„drüekung  der  Anderen,  zur  Anbahnung  einer  Parteiherrschaft  ausbeuten  wollen  und 
„verdriesslich  werden,  sobald  ihnen  dieses  Beginnen  durch  irgend  einen  Einfluss  der 
„Regierung  gestört  wird.“ 

Und  weiter: 

„Wenn  die  Einwendung  des  Abgeordneten  R.  richtig  wäre,  dass  man  sich  vor  der 
„Möglichkeit  des  Staatssozialismus  wie  vor  einer  ansteckenden  Krankheit  hüten  müsse, 
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„wie  kommen  wir  darauf,  bei  Notständen  in  einer  oder  der  anderen  Provinz  Arbeiten  zu 
„organisieren,  Arbeiten  einzurichten,  die  wir  sonst  nicht  machen  würden,  wenn  die 
„Arbeiter  Beschäftigung  und  Verdienst  hätten.  Ist  das  Kommunismus,  so  bin  ich  keiner 
„Weise  dagegen,  aber  mit  solchen  prinzipiellen  Stich  Worten  kommt  man  nicht 
„vom  Fleck.“ 


II.  Uodenpreise. 


In  verschiedenen  Orten  eines  Landes  hat  Grund  und  Boden  auch  verschiedenen  Wert. 
Das  ist  bekannt  und  braucht  blos  erwähnt  zu  werden.  Wie  dieser  Bodenpreis  im  Laufe 
der  Zeit  sich  ändert,  davon  folgende  Beweise: 

1.  Das  Eiland,  auf  dem  die  Stadt  New- York  erstanden  ist,  verkauften  im  Jahre  1668 
die  Indianer  an  die  Holländer  um  den  Preis  von:  10  Hemden,  30  Paar  Strümpfe,  10  Ge¬ 
wehre,  30  Kugeln,  30  Pfund  Pulver,  30  Beile,  30  Kessel  und  eine  kupferne  Bratpfanne. 

2.  Im  vorderen  Odenwald,  eine  Stunde  von  Heppenheim,  ist  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  der  Klingenhof  mit  seinen  umfangreichen  Geländen  für  einen  Gulden  und 
drei  Laib  Brod  verkauft  worden-  Der  Hof  heisst  heute  noch  der  „Guldenklingerhof“. 

3.  Der  ganze  Boden,  auf  dem  London  steht,  gehört  bekanntlich  wenigen  Grund¬ 
besitzern,  die  das  Land  —  in  Pachten  von  99  Jahren  —  zu  Bauzwecken  hergeben.  Wäre 
nun  diese  ganze  Fläche  von  16  800  Acres  häuserleer  und  einfach  Grasboden,  wie  es  zum 
Teil  noch  vor  kurzer  Zeit  war,  so  betrüge  ihr  Wert  höchstens  320  000  Mi  im  Jahr.  So 
aber  bezahlen  die  Londoner  für  den  Gebrauch  des  Bodens,  auf  dem  sie  leben  (abgesehen 
von  den  Gebäulichkeiten),  nahezu  320  Millionen  Mark  im  Jahr  an  die  Grundbesitzer. 
Der  „Boden wert“  ist  also  durch  die  Bebauung  um  das  tausendfache  gestiegen  und  er 
steigt  noch  jährlich  um  beinahe  6  Millionen  Mark,  was  für  einen  Zeitraum  von  20  Jahren 
ein  Steigen  der  Grundrente  um  120  Millionen  Mark  ausmacht. 

4.  In  Schöneberg  bei  Berlin  wurde  im  Jahre  1823  von  einem  Landmann  namens 
K.  ein  Kartoffelfeld  zum  Preis  von  2  700  Thaler  gekauft.  Als  gegen  den  Anfang  der 
siebziger  Jahre,  infolge  der  allgemeinen  Fortschritte  und  sonstiger  günstiger  Einflüsse 
das  Ergebnis  der  Arbeit  sich  bedeutend  steigerte,  als  Berlin  anfing  „Grosstadt“  zu 
werden  und  das  seitherige  Weichbild  der  Stadt  zur  Unterbringung  der  von  Jahr  zu  Jahr 
steigendeft  Bevölkerung  nicht  mehr  ausreichte,  stiegen  die  Werte  des  Grund  und  Bodens 
in  der  Nähe  von  Berlin  so  gewaltig,  dass  es  dem  K.  möglich  war,  sein  um  2  700  Thaler 
gekauftes  Kartoffelfeld  zu  dem  horrenden  Preise  von  6  Millionen  Mark  zu  verkaufen, 
das  ist  760  mal  mehr  als  im  Jahre  1823. 

5.  Mitte  November  1895  ist  ein  am  Bahnhofe  in  Karlsruhe  gelegenes,  circa  2  a 
grosses  Anwesen  um  220000  Mo.  (ohne  Inventar)  verkauft  worden.  Wenn  das  Gebäude 
zu  85  000  Mo.  geschätzt  wird  (!)  bleibt  für  den  2  a  grossen  Platz  noch  135  000  Mo. 
Ein  Ar  also  67  500  Mo.  oder  das  Quadratmeter  675  Mo.  Im  Jahre  1884  sind  diese  Plätze, 
das  Quadratmeter  zu  225  Mo.  verkauft  worden  und  nach  11  Jahren  kostet  1  qm  675  Mo. 
Der  Preis  stieg  also  innerhalb  11  Jahren  um  das  Dreifache. 
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6.  Mannheim.  Ein  interessanter  Civilprozess  nahm  heute  (22.  Oktober  1896)  vor 
dem  hiesigen  Landgericht  seinen  Anfang.  Kläger  sind  die  Gemeinden  Ludwigshafen  und 
Oppau,  sowie  eine  Anzahl  Einwohner  Mannheims  und  der  Umgegend.  Die  Beklagte  ist 
die  Stadtgemeinde  Mannheim.  Es  handelt  sich  bei  dem  Prozess  um  die  Höhe  des  Preises, 
welchen  die  Stadt  Mannheim  für  die  Grundstücke  zahlen  soll,  die  von  den  Klägern  ab¬ 
getreten  werden  müssen,  da  sie  in  das  Gelände  fallen,  welches  für  den  projektierten 
Mannheimer  Industriehafen  erforderlich  ist.  Die  Stadt  Mannheim  geht  von  der  An¬ 
schauung  aus,  dass  sie  nur  den  Wert  zu  zahlen  brauche,  welchen  die  Grundstücke  als 
Ackergelände  besitzen,  aber  nicht  den  Wert,  die  sie  als  industrielles  Gelände  haben,  da 
dieser  Wert  erst  durch  die  Errichtung  eines  Industriehafens  durch  die  Stadt  Mannheim 
geschaffen  werde  und  somit  nicht  den  Klägern  gehöre.  Die  letzteren  vertreten  die  gegen¬ 
teilige  Auffassung.  Die  Stadt  Ludwigshafen  verlangt  993  065  JL ,  Mannheim  will 
aber  nur  60000  Ji>.  zahlen.  (Das  ist  der  16,5.  Teil.)  Oppau  stellt  einen  Forderungs¬ 
zettel  in  Höhe  von  1  239  320  Jb.,  die  Stadt  Mannheim  bewilligte  nur  74  000  JL  (Das 
ist  der  16,7.  Teil.)  Die  Forderungen  der  übrigen  Kläger  sind  im  ganzen  etwa  150  000  Jk 
höher,  als  die  Summe,  welche  Mannheim  für  das  zu  exproprierende  Gelände  in  Anschlag 
bringt. 

7.  Müll  heim.  Wie  sehr  die  Preise  der  Ackergrundstücke  gefallen  sind,  beweisen 

öffentliche  Versteigerungen  der  letzten  Wochen  (9.  Dezember  1896),  wobei  z.  B.  für  53  a 
Acker  im  Amtsbezirk  nur  265  M.  erzielt  wurden  (1  qm  =  5  während  solche  vor 
20  Jahren  mit  840  Jt>.  bezahlt  worden  sind  (1  qm  —  15,8  112  a  Acker,  welche 

vor  8  Jahren  mit  800  Jk.  (1  qm  =  7,2  9*/.)  bezahlt  wurden,  sind  für  die  Hälfte  verkauft 
worden.  Allerdings  ist  zu  beachten,  dass  bei  Zwangsversteigerungen  meist  nur  verwahr¬ 
loste  Grundstücke  zum  Verkauf  kommen,  aber  auch,  dass  dieselben  meist  doppelt  so 
hoch  oder  höher  als  die  Erlöse  zur  Steuer  veranlagt  sind.  Die  Weinberge  erfreuen 
sich  meist  besserer  Preise,  welche  sogar  dem  höchsten  Stande  nahe  kommen,  um  nach 
einigen  Fehlherbsten  um  so  tiefer  zu  sinken. 

8.  Überlingen  am  Bodensee.  Wie  die  Grundstücke  am  hiesigen  Bahnhofe  in  ihrem 
Werte  steigen,  zeigt  folgendes:  Im  Herbst  1895  wurde  ein  Garten  erbteilungswegen  für 
5  700  M.  erstanden,  im  Herbst  1896  wurde  derselbe  für  7  500  Jt>.  verkauft  und  dieser 
Tage  (Februar  1897)  für  10  146  Jk.  von  der  Eisenbahn  erworben.  Das  Quadratmeter 
kommt  jetzt  auf  6  Jk.  zu  stehen. 

9.  Karlsruhe.  Am  24.  März  1897  fand  die  Versteigerung  des  Terrains  für  die 
zukünftige  Restauration  im  Bannwalde  statt.  Dasselbe  besteht  aus  840  qm,  welche  von 
der  Brauerei  Sinner  um  den  Preis  von  70140  Jk.  erstanden  wurden.  Ein  Quadratmeter 
kostet  70  140  :  840  =  83,45  JL  Das  Quadratmeter  ist  vor  Jahren  mit  15  9%  bezahlt 
worden  und  kostet  heute  demnach  556  mal  mehr.* 

Um  von  den  jetzigen  Bodenpreisen  in  Baden  ein  Bild  zu  bekommen,  sind  hier  von 
Liegenschaftsverkäufen,  wie  sie  in  den  Jahren  1895,  1896  und  zum  Teil  1897  in  Karls¬ 
ruhe  und  in  Landbezirken  abgeschlossen  worden  sind,  einige  zusammengestellt  und  der 
Wertfolge  nach  geordnet. 


*  Ähnliche  Belege  über  BodeDpreise  von  früher  und  jetzt  werden  vom  Verfasser  mit  Dank  ent¬ 
gegengenommen. 
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Tabelle  I.  Zu  Abschnitt  II  und  IV. 
Einzelverkäufe  von  1895,  1896  und  1897. 


Oid, Zahl 

Ob  der  Verkauf  in 
der  Stadt  Karls¬ 
ruhe  oder  in  einer 
Landgemeinde 
stattfand 

Art  oder  Lage 
des 

Grundstücks 

Anzahl 

der 

qm 

Gesamt¬ 

preis 

Ji 

Ein  qm  kostet 

JU  |  9/. 

Ein  Ar 
kostet 

JL  |  9/ 

Im 

Jahr 

1 

Landgemeinde 

Waldboden 

10  000 

135 

_ 

1,35 

1 

35 

1895 

2 

55 

Reute 

600 

20 

— 

3,33 

3 

33 

55 

3 

55 

55 

10  400 

470 

— 

4 

4 

— 

55 

4 

51 

Weide 

3  698 

200 

— 

5,4 

5 

40 

55 

5 

55 

Wiesfeld 

10  800 

600 

— 

5,5 

5 

55 

5? 

6 

55 

Weide 

3  700 

400 

— 

10,9 

10 

90 

55 

7 

55 

Wiese 

8  100 

1  000 

— 

12,3 

12 

30 

’5 

8 

'5 

Acker 

900 

150 

— 

16,6 

16 

60 

55 

9 

55 

Weide 

300 

70 

— 

23,3 

23 

30 

55 

10 

55 

Acker 

990 

250 

— 

25 

25 

— 

55 

11 

55 

55 

1  566 

436 

— 

27,8 

27 

80 

55 

I  12 

55 

55 

1  566 

520 

— 

33,2 

33 

20 

55 

13 

55 

55 

340 

140 

— 

41 

41 

— 

55 

i  14 

55 

Wiese 

500 

250 

— 

50 

50 

— 

1? 

15 

55 

Acker 

29 

18 

— 

62 

62 

— 

55 

16 

55 

55 

180 

150 

— 

83 

83 

— 

55 

17 

Karlsruhe 

Grabenstr. 

4  207 

5  000 

1 

19 

119 

— 

1896 

18 

55 

55 

2  045 

2  550 

1 

25 

125 

— 

55 

19 

Landgemeinde 

Garten 

63 

100 

1 

60 

160 

— 

1895 

20 

55 

Gelände 

265 

664 

2 

50 

250 

— 

55 

21 

5  ) 

Garten 

360 

1  000 

2 

80 

280 

— 

5  5  1 

22 

Karlsruhe 

Winterstr. 

500 

1  500 

3 

— 

300 

— 

1896 

23 

55 

Rheinstr. 

2  660 

8  000 

3 

— 

300 

— 

55 

24 

Landgemeinde 

Garten 

131 

520 

3 

96 

396 

— 

1895 

25 

55 

Bauplatz 

522 

2  088 

4 

— 

400 

— 

55 

26 

Karlsruhe 

Industrie- 

viertel 

5  290 

26  380 

4 

98 

498 

— 

55 

27 

Industrie- 

viertel 

23  201 

116  055 

5 

— 

500 

— 

5? 

28 

55 

Karl  Wilhelm- 

Strasse 

297 

1  500 

5 

5 

505 

— 

55 

29 

Landgemeinde 

Garten 

305 

1  900 

6 

22 

622 

— 

55 

30 

Karlsruhe 

Steinfeld 

4  554 

31  878 

6 

98 

698 

— 

55 

31 

55 

Karl  Wilhelm- 

Strasse 

960 

7  680 

8 

-- 

800 

— 

1896 

32 

Landgemeinde 

Acker 

153 

1  560 

9 

80 

980  | 

— 

1895 

33 

Karlsruhe 

verl.  Karlstr. 

1  738 

17  380 

10 

— 

1  000 

— 

55 

2 
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Ord.-Zahl. 

Ob  der  Verkauf  in 
der  Stadt  Karls¬ 
ruheoder  in  einer 
Landgemeinde 
stattfand 

Art  oder  Lage 
des 

Grundstücks 

Anzahl 

der 

qm 

Gesamt¬ 

preis 

JL 

Ein  qm  kostet 

Jt  |  9% 

Ein 

kost 

JL 

Ar 

et 

Im 

Jahr 

34 

Karlsruhe 

Karlstr. 

3  104 

46  500 

14 

90 

1  490 

_ 

1896 

35 

11 

Georg  Friedr.- 

Strasse 

314 

5  000 

15 

92 

1  592 

— 

11 

36 

11 

Stelzen 

1  067 

17  790 

16 

70 

1  670 

— 

11 

37 

11 

Kaiserallee 

320 

6  000 

19 

— 

1  900 

— 

11 

38 

1) 

Körnerstr. 

238 

5  000 

21 

— 

2  100 

— 

11 

39 

i! 

Schillerstr. 

372 

8  400 

22 

50 

2  250 

— 

11 

40 

Landgemeinde 

Hofraite 

78 

1  950 

25 

— 

2  500 

— 

1895 

41 

Karlsruhe 

Rudolfstr. 

596 

16  000 

26 

80 

2  680 

— 

1896 

42 

Landgemeinde 

Hofraite 

34 

975 

28 

70 

2  870 

— 

1895 

43 

Karlsruhe 

Durlacher 

Allee 

484 

14  276 

29 

49 

2  949 

— 

1i 

44 

11 

Durlacher 

Allee 

339 

10  160 

30 

— 

3  000 

- 

1896 

45 

11 

Georg  Friedr. 

Strasse 

288 

9  000 

31 

— 

3  100 

— 

11 

46 

11 

Georg  Friedr.- 

Strasse 

391 

13  000 

33 

22 

3  322 

— 

11 

47 

1i 

Werderstr. 

169 

6  500 

38 

50 

3  850 

— 

11 

48 

11 

Winterstr. 

291 

12  200 

41 

30 

4  130 

— 

11 

49 

11 

Rheinbahnstr. 

238 

10  337 

43 

44 

4  344 

— 

1895 

50 

11 

Winterstr. 

557 

25  110 

45 

— 

4  500 

— 

1896 

51 

11 

Marienstr. 

277 

12  700 

46 

— 

4  600 

— 

11 

52 

11 

Rheinthalstr. 

775 

39  232 

50 

60 

5  060 

— 

1 1 

53 

11 

Bismarckstr. 

440 

24  214 

55 

— 

5  500 

— 

11 

54 

11 

11 

653 

36  388 

55 

70 

5  570 

— 

11 

55 

11 

Rheinthal 

965 

48  850 

56 

20 

5  620 

— 

11 

56 

11 

Jahnstr. 

682 

39  209 

57 

50 

5  750 

— 

11 

57 

1i 

Marien-  und 

Nebeniusstr. 

233 

15  000 

64 

38 

6  438 

— 

11 

58 

11 

Bannwald 

840 

70  140 

83 

45 

8  345 

— 

1897 

59 

11 

Kriegstr. 

— 

— 

225 

— 

22  500 

— 

1884 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ist  mehr  zu  sehen,  als  in  stundenlanger 
Auseinandersetzung  erklärt  werden  kann. 

Nur  einige  Bemerkungen: 

Bis  zur  Ord.-Zahl  16  wird  der  Boden  wohl  ausschliesslich  zu  landwirtschaftlichen 
Zwecken  gebraucht,  und  wir  sehen,  dass  hier  der  Preis  eines  Quadratmeters  nicht  über 
eine  Mark  zu  stehen  kommt. 
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Von  Ord.-Zahl  17  ab  ist  der  Boden  zweifellos  zu  Bauzwecken  geeignet  und  schon 
bedeutend  höher  im  Preis. 

Ord.-Zahl  40  und  42  zeigen,  dass  in  kleineren  Orten  sehr  wertvolle  Plätze  vor¬ 
handen  sind,  kostet  doch  in  diesen  Fällen  das  Quadratmeter  25  Jk.  bezw.  27  Jk.  80  ZP/. 

Ord.-Zahl  33  —  39  und  43 — 58  sind  Bauplätze  in  neueren  —  nicht  in  der  besten 
Geschäftslage  der  Stadt  gelegenen  —  Strassen,  aber  immerhin  übersteigt  dieser  Preis 
den  gewöhnlichen  Bodenpreis  in  Landgemeinden  ganz  erheblich. 

Ord.-Zahl  59  aus  den  achtziger  Jahren  herrührend  —  wohl  die  beste  Lage  der  Stadt 
Karlsruhe  —  liefert  laut  den  Beweis,  dass  in  Karlsruhe  und  sicherlich  auch  in  Mannheim, 
Heidelberg,  Freiburg  u.  s.  w.  ganz  enorm  hohe  Preise  für  günstig  gelegene  Plätze  bezahlt 
werden. 

Stellen  wir  die  Preise  eines  Quadratmeters,  wie  sie  in  Ord.-Zahl  1  mit 
1,3  Pfennig  und  Ord.-Zahl  59  mit  22  500  Pfennig  angeführt  sind,  einander 
gegenüber,  so  haben  wir  den  Begriff  des  „arbeitslosen  Wertes“  zweier 
gleichen  Flächen  in  verschiedenen  Lagen, 

damit  aber  auch  gleichzeitig  den  Beweis  für  die  Richtigkeit  des  von  Francis  Walker 
aufgestellten  Satzes: 

„Es  ist  eine  unumstössliche  Wahrheit,  dass  der  Zuwachs  des  Rentenwertes  oder 
„des  Verkaufspreises  des  Grund  und  Bodens  nicht  den  Anstrengungen  und  Opfern  der 
„Grundeigentümer,  sondern  der  Arbeit  und  den  Ausgaben  der  Volksgemeinschaft 
„zu  verdanken  ist. 

„Es  ist  ferner  zweifellos  richtig,  dass  die  ökonomische  Grundrente  stets  mit  der 
„Zunahme  und  mit  dem  Reichtum  der  Bevölkerung  wächst.  Darum  Hiesst  ein  grosser  und 
„immer  wachsender  Teil  der  Erzeugnisse  des  Gewerbtieisses  den  Eigentümern  des  Grund 
„und  Bodens  zu.  Nicht  etwa,  weil  sie  mehr  für  die  Gesellschaft  gethan,  sondern  weil 
„die  gewachsene  und  bedürfnisreichere  Gesellschaft  den  Grund  und  Boden  mehr  und 
„notwendiger  braucht.“* 

*  Oberbürgermeister  Wiaterer-Freiburg  i.  B.  hat  am  21.  Januar  1897  anlässlich  des  Städtetags 
der  Städteordoung  mit  Beziehung  auf  das  Zwangsenteignungsgesetz  geäussert:  Es  komme  vor,  dass  ein 
Krautacker,  der  heute  30  JL  wert  ist,  übermorgen  40  000  Jt  gilt,  wenn  die  Strasse  auch  noch  nicht 
gezogen  wird.  Das  Wunderwerk  wird  durch  die  städtische  Entwicklung  vollzogen,  hauptsächlich  durch 
die  Strassenbauten.  Der  Stadtrat  braucht  hlos  im  stillen  Kämmerlein  die  rote  Linie  zu  ziehen  und  diese 
Thatsache  hinaus  zu  dringen,  und  sofort  schnellen  die  Preise  in  die  Höhe.  Es  ist  gegen  alle  Konsequenz, 
dass  die  Allgemeinheit,  die  Stadt  das  bezahlen  soll,  dass  die  Strasse  gerade  so  bewertet  werden  soll, 
als  oh  sie  bebaut  werden  könnte. 
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III.  Ermittlung  der  znr  Grundrentensteuer  beizuziehenden  Flächen 
im  Grossherzogtum  Baden.* 


Das  ganze  Grossherzogtum  Baden  hat  nach  der  planimetrischen  Vermessung  des 
topographischen  Atlas  des  badischen  Generalstabs  (im  Masstabe  von  1 : 50  000)  eine 
Fläche  von 

1  508  100  ha. 


Dabei  sind  die  im  badischen  Gebiete  liegenden  fremden  Gebietsteile  nicht  gerechnet, 
dagegen  unsere  in  fremden  Gebieten  gelegenen  Landesteile.  Ausserdem  ist  dabei  nicht 
inbegriffen  die  dem  Grossherzogtum  Baden  zugehörende  Wasserfläche  des  Boden-  und 
Untersees  mit  18  300  ha. 


Von  dieser  Fläche  sind: 

1.  Ackerfeld  ...  . 

2.  Wiesen . 

3.  Rebland . 

4.  Gras-  und  Obstgärten . 

5.  Kastanien  wähl . 

6.  Ständige  Weide  .  . . 

7.  Reutberge  . 

8.  Wald . 

9.  Hausplätze  und  Hofraithen  . 

10.  Wegland . 

11.  Steinbrüche,  Kies-,  Lehm-  u.  s.  w.  Gruben  . 

12.  Felsen,  Sandschollen  und  anderes  Unland 

13.  Wasser  und  sonstiges . 

Gesamtfläche 


565  475  ha 


199  876 

19  903 
14  476 

939 
39  073 
36  736 
548  846 
10  700 
30  911 
l  413 
7  884 

20  731 


» 


W 


1  496  963  ha. 


A.  Steuerbare  Fläche  im  landwirtschaftlichen  Betriebe. 

(Die  den  Gemeinden  gehörenden  „AUemende“  konnten  nicht  in  Abrechnung  gebracht 
werden,  weil  darüber  keinerlei  Aufzeichnungen  bestehen.  Es  sollen  zur  Zeit  Erhebungen 
über  deren  Grösse  veranstaltet  werden.) 

Ackerfeld .  565  475  ha 

davon  brachliegendes  .  25  642  „ 

bleibt  Anbaufläche  .  .  539  833  ha. 

*  Die  in  dieser  Schrift  benützten  statistischen  Zahlen  sind  zum  Teil  entnommen : 

a.  Dem  „Statistischen  Jahrbuch  für  das  Grossherzogtum  Baden  1892  und  1894“.  (Macklot 
Karlsruhe). 

b.  Dem  Werke:  Das  Grossherzogtum  Baden  in  geographischer,  naturwissenschaftlicher,  geschicht¬ 
licher,  wirtschaftlicher  und  staatlicher  Hinsicht  dargestellt.  (Karlsruhe,  Bielefelds  Verlag.) 
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1.  Ackeranbaufläche  rund . 

2.  Wiesen . 

3.  Rebland . 

4.  Gras-  und  Obstgärten  (sollen  hier  ausser  Betracht  kommen,  weil  sie  zum 

Teil  in  den  geschlossenen  Orten  liegen). 

5.  Kastanienwald . 

6.  Ständige  Weide . 

7.  Reutberge . 

Zusammen  .  • 


davon  ab  die  Grossherzoglichen  Domänen  mit 


539  830  ha 
199  87G  „ 
19  903  . 


39  073 
3G  7  3G 


83G  357  ha 
20  05G  „ 


bleibt  steuerbare  Fläche  im  landwirtschaftlichen  Betriebe  .  .  816  300  ha. 

Die  Grossherzoglichen  Domänen  werden  deshalb  in  Abzug  gebracht,  weil  deren 
Erträgnisse  schon  heute  in  die  Staatskasse  fliessen.* 


B.  Steuerbare  Fläche  im  forstwirtschaftlichen  Betriebe. 


Die  Gesamtwaldflächen  betragen . 

Davon  sind: 

Staatswald . 

Gemeindewald . 

Körper-  und  Genossenschaftswald  .  .  . 

Privatwald  .  .  . 

Die  Staatswaldungen  mit .  96  437  ha 

und  die  Gemeindewaldungen  mit  .  .  .  251  477  „ 


96  437  ha 
251  477  „ 
18  958  „ 
181  975  „ 


Zusammen  . 


548  846  ha. 


347  914  ha 


in  Abzug  gebracht, 

bleibt  steuerbare  Fläche  im  forstwirtschaftlichen  Betriebe  .  .  200  932  ha. 


C.  Steuerbare  Flächen  in  den  geschlossenen  Orten. 

Im  Grossherzogtum  Baden  giebt  es  7697  Wohnorte,  nämlich: 

114  Städte,  1609  Dörfer,  648  Weiler,  1083  Zinken,  207  Gruppen  von  Höfen,  403 
Gruppen  von  Häusern,  12  Gruppen  von  Mühlen,  1429  einzeln  gelegene  Höfe,  1669  einzeln 
gelegene  Häuser  und  501  einzeln  gelegene  Mühlen. 

Diese  gruppieren  sich  in  1583  Gemeinden,  wovon  114  Städte  und  1469  Land¬ 
gemeinden  sind. 


*  Hier  muss  die  jedem  Badener  bekannte  Thatsache  angeführt  werden,  dass  das  Grossherzogliche 
Haus  seit  dem  Jahre  1819  die  ihm  zugehörenden  Bomänengiiter  dem  badischen  Lande  zur  Nutzniessung 
überwiesen  hat  und  dadurch  dem  Lande  —  nach  Abzug  aller  Lasten  —  jedes  Jahr  nahezu  drei  Millionen 
Mark  (1892  =  3  493  754  Jt>.\  1893  =  3  899  177  M.)  zugeflossen  sind. 

Es  ist  also  eine  falsche  Annahme,  das  Grossherzogliche  Haus  bezöge  aus  Staatserträgnissen  oder  der 
Besteuerung  irgend  etwas.  Vielmehr  überlässt  es  umgekehrt  seit  nun  zwei  Menschenaltern  von  seiner 
Eigentumsrente  nach  Millionen  zählende  Beträge  dem  Staat,  welcher  nur  auf  den  kleineren  Teil  der 
Domänen  Eigentumsansprüche  und  im  übrigen  nur  für  eine  geringe  Summe  den  Anspruch  auf  einen 
Vorausbeitrag  zu  den  Landeskosten  gehabt  hätte. 
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Da  auch  der  Begriff  von  Stadt-  und  Landgemeinde  für  diese  Zwecke  ohne  Bedeutung 
ist,  so  soll  die  ganze  Anzahl  der  Gemeinden  in  sechs  Klassen  geteilt  werden. 


I. 

Ortsklasse: 

2 

Gemeinden 

mit 

mehr 

als 

60  000 

Einwohner, 

II. 

1' 

8 

11 

11 

10  000 

bis 

60  000 

11 

III. 

11 

18 

11 

11 

4  000 

11 

10  000 

11 

IV. 

11 

103 

11 

11 

2  000 

11 

4  000 

11 

V. 

H 

307 

11 

1> 

1  000 

11 

2  000 

11 

VI. 

11 

1146 

11 

11 

unter 

1  000 

11 

Die  Grösse  derjenigen  Fläche,  welche  jeweils  innerhalb  der  geschlossenen  Orte  liegt, 
kann  teilweise  nur  schätzungsweise  festgelegt  werden.  Dabei  sind  die  freien  Plätze. 
Strassen,  Wege,  steuerfreien  Gebäude  u.  s.  w.  in  Abzug  gebracht, 

(In  allen  grösseren  Städten  bestehen  Ortsbaupläne,  aus  denen  die  betreffenden  Flächen 
ganz  genau  für  jede  Stadt  bestimmt  werden  können.) 

In  allen  Orten  wäre  das  Ergebnis  der  Katastervermessung,  die  nahezu  im  ganzen 
Lande  durchgeführt  ist,  zu  verwerten. 

Die  nachstehenden  Tabellen  enthalten: 

Tabelle  A.  Seelenzahl  und  Fläche  der  Gemeinden  des  Landes  mit  mehr  als  3000  Einwohner. 
„  B.  Seelenzahl,  Grösse  der  Hofraiten  und  Hausgärten  von  sechs  Orten  mit  2000  bis 
4000  Einwohner. 

„  C.  Das  Gleiche  von  15  Orten  mit  1000  bis  2000  Einwohner, 

„  D.  „  „  „  26  „  „  1  „  1000 

Tabelle  A. 


o.-z. 

Gemeinde 

Fläche 

in  ha 

Ein¬ 

wohner 

Orts- 

Kl. 

O.-Z. 

Gemeinde 

Fläche 
in  ha 

Ein¬ 

wohner 

Orts- 

Kl. 

1 

Mannheim  .  . 

2  360 

91  119* 

I 

23 

Emmendingen  . 

774 

5  133 

III 

2 

Karlsruhe  .  . 

1  283 

84  030 

11 

24 

F urtwangen  .  . 

2  995 

4  504 

ii  ! 

3 

Freiburg  .  .  . 

5  155 

53  118 

11 

25 

Überlingen  .  . 

1  921 

4  253 

ii 

4 

Heidelberg  .  . 

3  308 

35  190 

1* 

26 

Bretten  .  .  . 

2  235 

4  511 

ii 

5 

Pforzheim  .  . 

2  180 

33  345 

11 

27 

Waldlurch  .  . 

1  223 

4  309 

ii 

6 

Konstanz  .  .  . 

530 

18  671 

51 

28 

Säckingen  .  . 

1  377 

3  934 

IV 

7 

Baden  .... 

5  051 

14  862 

11 

29 

Donaueschingen . 

2  328 

3  704 

11 

8 

Bruchsal  .  .  . 

3  226 

12  614 

11 

30 

Eppingen  .  .  . 

3  296 

3  480 

11 

9 

Rastatt  .  .  . 

1  920 

13  268 

11 

31 

Wert  heim  .  . 

748 

3  536 

11 

10 

Lahr  .... 

1  707 

11  079 

•1 

32 

Mosbach  .  .  . 

2  393 

3  617 

11 

11 

Offen bürg  .  . 

2  079 

9  727 

III 

33 

Achern  .  .  . 

844 

3  703 

11 

12 

Weinheim  .  . 

2  905 

9  676 

11 

34 

Wiesloch  .  .  . 

1  368 

3  339 

11 

13 

Darlach  .  .  . 

2  860 

9  175 

11 

35 

Tauberbischofsh. 

2  440 

3  382 

11 

14 

Lörrach  .  .  . 

751 

9  035 

11 

36 

Ladenburg  .  . 

1  901 

3  424 

11 

15 

Ettlingen  .  .  . 

3  098 

6  897 

11 

37 

Müllheim  .  .  . 

1  547 

3  090 

11 

16 

Villingen  .  .  . 

6  849 

6  891 

11 

38 

Walldürn  .  .  . 

3  563 

3  159 

11 

17 

Neckarau  .  .  . 

1  730 

7  619 

11 

39 

Schopfheim  .  . 

1  129 

3  357 

11 

18 

Käferthal  .  .  • 

1  776 

6  661 

11 

40 

Zell  i  W.  .  . 

801 

3  241 

1' 

19 

Brötzingen  .  . 

1  319 

5  469 

11 

41 

Breisach  .  .  . 

3  112 

3  425 

11 

20 

Schwetzingen 

1  404 

5  538 

11 

42 

Bühl  .... 

1  115 

3  065 

11 

21 

Hockenheim  .  . 

2  584 

5  259 

Kphi  ^  Stadt  . 

l  177 

3  445 

III 

22 

Eberbach  .  .  . 

5  481 

5  039 

11 

4o 

Kehl  (  Dorf  .  . 

— 

3  720 

11 

*  Seit  März  1897  mit  Käferthal  =  101000  Einwohner. 
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Tabelle  B.  (Zur  IV.  Ortsklasse.) 


csä 

Gemeinde 

Hofraite 

Hausgarten 

Zusammen 

Orts- 

Ein- 

d 

lia 

a 

ha 

a 

ha 

a 

Kl. 

wohner 

l 

Achern . 

27 

6 

20 

7 

48 

3 

IV 

3  703 

2 

Bühl . 

18 

4 

15 

5 

33 

9 

o 

3  190 

3 

Bühlerthal  .  .... 

25 

7 

10 

3 

36 

— 

1 1 

3  820 

4 

Kappelrodeck . 

17 

7 

7 

6 

25 

3 

17 

2  290 

5 

Ottersweier . 

21 

3 

26 

7 

48 

— 

11 

2  640 

6 

Renchen  . 

16 

9 

7 

8 

24 

7 

1 1 

2  100 

Im  Durchschnitt  =  216,2  :  6  =  36  ha. 


Tabelle  C.  (Zur  V.  Ortsklasse.) 


o.-z. 

Gemeinde 

Hofraite 

ha  |  a 

Hausgt 

ha 

irten 

a 

Zusam 

ha 

men 

a 

Orts- 

Kl. 

Ein¬ 

wohner 

1 

Altschweier . 

8 

7 

5 

3 

14 

_ 

V 

1  080 

2 

Eisenthal . 

9 

1 

12 

8 

21 

9 

11 

1  280 

3 

Gamshurst . 

12 

5 

19 

5 

32 

— 

11 

1  250 

4 

Kappelwindeck  .... 

14 

— 

18 

1 

32 

1 

11 

1  700 

5 

Lauf . 

21 

2 

12 

8 

34 

— 

11 

1  880 

6 

Neusatz . 

14 

— 

13 

7 

27 

7 

11 

1  400 

7 

Neuweier . 

9 

9 

8 

9 

18 

8 

1? 

1  340 

8 

Oberachern  . 

10 

8 

8 

6 

19 

4 

11 

1  410 

9 

Ottenhofen . 

18 

— 

5 

7 

23 

7 

11 

1  630 

10 

Sasbach  . 

10 

9 

10 

6 

21 

5 

11 

1  480 

11 

Sasbachwalden  .... 

17 

1 

5 

7 

22 

8 

11 

1  470 

12 

Schwarzach . 

9 

4 

11 

— 

20 

4 

11 

1  180 

13 

Steinbach . 

13 

7 

12 

— 

25 

7 

11 

1  990 

14 

Stollhofen . 

8 

2 

9 

3 

17 

5 

11 

1  040 

15 

Önsbach . 

10 

1 

7 

7 

17 

8 

11 

1  110 

Im  Durchschnitt  =  349,3  :  15  =  23,3  ha. 
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Tabelle  D.  (Zur  Vf.  Ortsklasse.) 


O^zTl 

Gemeinde 

Hofraite 

ha  1  a 

Hausgarten 

ha  1  a 

Zusammen 

ha  a 

Orts- 

Kl. 

Ein¬ 

wohner 

1  1 

Balzhofen . 

4 

4 

5 

8 

10 

2 

VI 

370 

2 

Fautenbach . 

8 

8 

12 

5 

21 

3 

11 

900 

3 

Fürschenbach . 

6 

6 

- 

8 

7 

4 

'  91 

280 

4 

Greffern . 

6 

8 

6 

1 

12 

9 

19 

720 

5 

Gross  weier . 

5 

3 

9 

1 

14 

4 

91 

620 

6 

Hatzenweier . 

1 

5 

2 

8 

4 

3 

11 

150 

7 

Hildmannsfeld . 

2 

1 

4 

6 

6 

7 

11 

190 

8 

Leiberstung . 

5 

1 

3 

5 

8 

6 

11 

410 

9 

Moos . 

5 

3 

6 

7 

12 

— 

11 

540 

10 

Mosbach . 

9 

5 

14 

3 

23 

8 

11 

990 

11 

Oberbruch . 

3 

7 

8 

1 

11 

8 

11 

300 

12 

Obersasbach . 

9 

9 

13 

— 

22 

9 

11 

810 

13 

Oberwasser . 

5 

— 

4 

— 

9 

— 

91 

380 

14 

Oberweier . 

1 

8 

4 

2 

6 

— 

11 

215 

15 

Sasbachried . 

3 

6 

6 

6 

10 

2 

19 

370 

16 

Seebach  . 

10 

6 

6 

5 

17 

1 

91 

940 

17 

Ulm . 

6 

5 

12 

9 

19 

4 

11 

650 

18 

Unzhurst . 

7 

— 

8 

7 

15 

7 

11 

570 

19 

Varnhalt . . 

5 

8 

5 

2 

11 

— 

91 

970 

20 

Vimbuch . 

4 

5 

5 

5 

10 

— 

91 

440 

21 

Wagshurst . 

9 

2 

2 

8 

12 

— 

91 

930 

22 

Wald  matt . 

10 

— 

3 

2 

13 

2 

11 

230 

23 

Waldulm . 

2 

— 

1 

— 

3 

- 

91 

980 

24 

Weitenung . 

6 

3 

9 

5 

15 

8 

11 

790 

25 

Windeck . 

2 

1 

1 

2 

3 

3 

91 

380 

26 

Zell . 

3 

5 

2 

9 

6 

4 

91 

340 

Im  Durchschnitt  =  308,4  :  26  =  11,9  ha,  rund  12  ha. 


Gestützt  auf  vorstehende  Tabellen  lassen  sicli  Durchschnittswerte  annehmen  und 
folgende  Flächen  berechnen: 

I.  Ortsklasse,  mit  mehr  als  60  000  Einwohner,  2  Gemeinden  mit  zu¬ 

sammen  364  300  a,  davon  15%  innerhalb  der  geschlossenen  Orte  54  690  a 

II.  Ortsklasse,  mit  10  000  bis  60  000  Einwohner,  8  Gemeinden,  mit 

zusammen  2  807  700  a,  davon  10  %  innerhalb  der  geschlossenen  Orte  280  700  „ 

III.  Ortsklasse,  mit.  4  000  bis  10  000  Einwohner,  18  Gemeinden  mit  zu¬ 

sammen  4  311  500  a,  davon  8%  innerhalb  der  geschlossenen  Orte  344  900  „ 

IV.  Ortsklasse,  mit  2  000  bis  4  000  Einwohner,  103  Gemeinden.  Für  jede 

als  innerhalb  des  geschlossenen  Ortes  liegend  2  500  a  angenommen  277  500  ,, 

Übertrag  . 


957  790  a 
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Übertrag  .  .  957  790  a 

V.  Ortsklasse,  init  1  000  bis  2  000  Einwohner,  307  Gemeinden.  Für  jede 

als  innerhalb  des  geschlossenen  Ortes  liegend  1  500  a  angenommen  460  500  a 
VI.  Ortsklasse,  mit  1  bis  1  000  Einwohner,  1  146  Gemeinden.  Für  jede 

als  innerhalb  des  geschlossenen  Ortes  liegend  800  a  angenommen  916  800  a 
Giebt  steuerbare  Fläche  in  den  geschlossenen  Orten  .  .  2  335  00U  a 

23  350  ha. 

Zusammenstellung  der  auf  Grund  vorstehender  Aufstellung  steuerbaren  Flächen 

im  Grossherzogtum  Baden. 


A  Im  landwirtschaftlichen  Betrieben .  816  300  ha 

B.  Im  forstwirtschaftlichen  Betriebe .  200  932  ,, 

C.  In  den  geschlossenen  Orten .  23  350  „ 

zusammen  .  .  1  040  582  ha 

1  040  582  ha. 


D.  Vergleichung  der  Flächen. 

a.  Gesamtfläche  b.  Steuerbare  Fläche 
862  002  ha  816  300  ha 

548  446  „  2>  0  932  „ 

23  350  „  23  350  „ 

30  911  „ 

1413  „ 

7  884  „  — 

20  7A1 „ _ — _ 

1  494  737  ha  1  040  582  ha 


bleibt  Differenz  .....  2  226  „ 

Gesamtfläche  (S.  12)  .  .  1  496  9(53  ha 
Es  blieben  bei  den  steuerbaren  Flächen  unberücksichtigt  : 

a.  Landwirtschaft: 

Brachliegendes  Feld  ....  25  642  ha 

Domänengüter .  20  056  „ 

b.  Wald: 

Gemeindewald .  251  477  ,, 

Staatswald .  96  437  „ 

c.  Wegland .  30  911  „ 

d.  Steinbrüche  etc .  1  413  „ 

e.  Felsen  u.  s.  w .  7  884  „ 

f.  Wasser  und  Sonstiges  ....  20  731  „ 

Im  ganzen  .  .  453  551  ha 

Dazu  die  steuerbare  Fläche  mit  .  .  1  040  582  „ 

und  die  Differenz  mit  .  .  2  226  „ 

Giebt  wieder  die  Gesamtfläche  mit  .  1  496  963  ha. 


A.  Landwirtschaft  (ohne  Gärten) . 

B.  Wald . 

C.  Geschlossene  Orte  (Hofraiten,  Hausplätze  und  Haus¬ 
gärten)  . 

D.  Wegland . 

E.  Steinbrüche,  Kies-,  Lehm-  und  dgl.  Gruben  . 

F.  Felsen,  Sandschollen  und  sonstiges  Unland  .  .  . 

G.  Wasser  und  Sonstiges . 


3 
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Tabelle  II.  Zu  Abschnitt  IV.  Verkäufe  vom  Jahre  1892. 


o.-z. 

Amtsbezirk 

Durchschnittserlös  für  1  ha 

Pachtzins  für 

1  ha 

Acker 

M. 

Garten 

Wiese 

M. 

Reben 

J6. 

Wald 

M. 

Acker 

M. 

Wiese 

M. 

1 

Engen  .... 

1  433 

3  542 

2  169 

3  240 

704 

55 

81 

2 

Konstanz  .  .  . 

2  177 

5  632 

1  953 

2  572 

1  166 

78 

85 

3 

Messkirch  .  . 

1  277 

7  933 

1  456 

— 

576 

58 

77 

4 

Pfullendorf  .  . 

1  092 

3  549 

857 

— 

1  410 

44 

40 

5 

Stockach  .  .  . 

1  443 

4  585 

2  152 

2  444 

860 

74 

83 

6 

Überlingen  .  . 

1  636 

4  915 

1  705 

3  336 

1  050 

66 

66 

7 

Donaueschingen 

1  419 

6  853 

1  541 

— 

1  114 

54 

71 

8 

Triberg  .  .  . 

891 

17  567 

3  738 

— 

590 

55 

97 

9 

Villingen  .  •  .  • 

878 

5  316 

1  592 

— 

1  558 

39 

77 

10 

Bonndorf  .  .  . 

880 

1  295 

1  537 

— 

418 

44 

71 

11 

Säckingen  .  ■ 

1  352 

3  293 

2  147 

1  273 

571 

70 

94 

12 

St.  Blasien  .  . 

697 

19  300 

1  556 

293 

63 

81 

13 

Waldshut  .  . 

1  249 

6  434 

1  451 

2  320 

698 

75 

91 

14 

Breisach  .  .  . 

1  443  ' 

8  673 

2  728 

3  492 

956 

84 

120 

15 

Emmendingen  . 

2  642 

10  975 

3  357 

3  574 

1  390 

118 

151 

16 

Ettenheim  .  . 

1  949 

7  734 

3  198 

2  722 

1  470 

95 

128 

17 

Freiburg  .  .  . 

3  481 

11000 

4771 

7  636 

741 

104 

110 

18 

Neustadt  .  •  • 

1  270 

4  444 

1  041 

— 

346 

33 

54 

19 

Staufen  .  .  . 

2  179 

5  151 

3  224 

6  381 

1  584 

109 

136 

20 

Waldkirch  .  • 

2  714 

5  000 

4  095 

3  236 

3  611 

123 

170 

21 

Lörrach  .  .  • 

1  858 

4  654 

2  488 

3  816 

1  273 

73 

121 

22 

Müllheim  .  .  • 

1  928 

4  776 

2  520 

6  121 

588 

85 

114 

23 

Schönau  .  .  . 

4  421 

36126 

3  767 

— 

594 

62 

116 

24 

Schopfheim  .  . 

1  410 

9  849 

2  185 

2  539 

856 

79 

112 

25 

Kehl  .... 

4  121 

11588 

4  123 

— 

1  741 

120 

105 

26 

Lahr  .... 

4  099 

1  157 

3  413 

3  513 

498 

110 

110 

27 

Oberkirch  .  . 

4  022 

15  262 

5  091 

7  978 

1  507 

122 

158 

28 

Offenburg  .  . 

4  295 

19  252 

4  363 

4  096 

1  167 

121 

132 

29 

Wolfach  .  .  . 

2  632 

24  667 

3  210 

2  037 

1  281 

90 

126 

30 

Achern  .  .  • 

3  921 

13  437 

4  057 

5  477 

1  324 

107 

135 

31 

Baden  .... 

3  293 

8  264 

6  151 

6  267 

2  534 

93 

98 

32 

Bühl  .... 

3  762 

9  371 

3  509 

4  693 

1  083 

132 

133 

33 

Rastatt  .  .  . 

2  227 

4  544 

2  607 

2  780 

2  062 

84 

107 

34 

Bretten  .  .  . 

2  430 

6  972 

3  589 

1  954 

1  854 

98 

115 

35 

Bruchsal  .  .  . 

3  156 

10  981 

4  021 

3  262 

2  580 

105 

132 

36 

Durlach  .  .  . 

2  174 

10  646 

3  298 

1  724 

3  275 

89 

105 

37 

Ettlingen  .  .  . 

2  194 

10  226 

3  945 

3  116 

1  129 

86 

103 

19 


z-o 

Amtsbezirk 

Durchschnittserlös  für  1  ha 

Pachtzins  für 

1  ha 

Acker 

M. 

Garten 

M. 

Wiese 

M. 

Reben 

M. 

Wald 

M. 

Acker 

M. 

Wiese 

M. 

38 

Karlsruhe  .  . 

5  669 

59  580 

4  559 

_ 

1  989 

117 

120 

39 

Pforzheim  .  . 

2  317 

29  919 

2  168 

1  986 

1  797 

83 

87 

40 

Mannheim  .  . 

4  767 

46  723 

7  260 

7  163 

667 

132 

102 

41 

Schwetzingen 

3  742 

14  687 

3  137 

— 

1  588 

110 

102 

42 

Weinheim  .  . 

4  954 

14  296 

4  672 

6  108 

552 

121 

94 

43 

Eppingen  .  .  . 

3  343 

10  517 

4  094 

2  087 

1  111 

131 

149 

44 

Heidelberg  .  . 

3  497 

21  646 

2  857 

14  575 

1  738 

96 

113 

45 

Sinsheim  .  .  . 

2  450 

5  413 

2  681 

2  204 

1  452 

93 

103 

46 

Wiesloch  .  .  . 

3  470 

8  198 

3  505 

2  895 

1  307 

100 

102 

47 

Adelsheim  .  . 

1  234 

4  177 

2  593 

1  383 

456 

53 

100 

48 

Buchen  .  .  . 

1  066 

5  233 

1  900 

356 

390 

38 

61 

49 

Eberbach  .  .  . 

1  846 

2  886 

2  168 

— 

630 

57 

79 

50 

Mosbach  .  .  . 

2  173 

6  708 

2  651 

1  753 

510 

79 

95 

51 

Tauberbischofsh. 

1  480 

4  851 

2  889 

799 

1  086 

61 

108 

52 

Wertheim  .  . 

2  372 

7  044 

3  257 

655 

794 

72 

113 

Im  Grossherzogtum. 


J  a  h  r 

Durchschnittserlös  für  1  ha 

Pachtzins  für 

1  ha 

Acker 

M. 

Garten 

M. 

Wiese 

M. 

Reben 

M. 

Wald 

M. 

Acker 

Wiese 

JL 

1868  .  .  • 

1639 

_ 

2  039 

4  281 

692 

_ 

_ 

1885  .  .  . 

1  893 

6  365 

2  368 

4  426 

740 

89 

108 

1886  .  .  . 

1  871 

5  309 

2  393 

4  863 

991 

89 

107 

1887  .  .  . 

2  069 

5  175 

2  009 

4  662 

821 

86 

106 

1888  .  .  . 

2  096 

5  927 

2  441 

4  673 

782 

85 

106 

1889  .  .  . 

2  167 

4  537 

2  546 

3  971 

1  044 

85 

104 

1890  .  .  . 

2  036 

5  156 

2  326 

3  792 

878 

85 

102 

1891  .  ■  . 

2  141 

10  341 

2  473 

3  689 

901 

85 

103 

1892  .  .  . 

2  133 

7  261 

2  490 

3  696 

839 

87 

105 

1893  .  .  . 

2  283 

8  436 

2  500 

4  178 

971 

89 

112 

1894  .  .  . 

Durchschnitt 

2  363 

9  105 

2  696 

5  039 

1  130 

87 

106 

1885/94  . 

2  095 

6  761 

2  464 

4  299 

910 

— 

— 

3* 
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IY.  Aufstellung  des  arbeitslosen  Wertes  des  steuerbaren  Grund  und  Bodens. 


Zur  Festsetzung  der  Einzelpreise  soll  nicht  nur  die  auf  Seite  9,  Tabelle  I,  gebrachte 
Zusammenstellung  benutzt  werden,  sondern  auch  die  Seite  18  und  19  beigegebene 
Tabelle  II,  welche  Einzelverkäufe  aus  allen  Landesteilen  und  allerlei  Liegenschaften  mit 
Durchschnittspreisen  vom  Jahre  1892  aufweist. 


A.  Landwirtschaft. 


Es  kommen  816  300  ha  in  Betracht. 

Der  Wert  soll  nach  vier  Preislagen  angesetzt  werden,  und  dabei  schätzen  wir 


15% 

in 

die  I.  Lage, 

60% 

„  II. 

99 

20% 

99 

„  III. 

99 

5% 

99 

„  iv. 

99 

taxieren 

das  qm 

in 

der  I. 

Lage  zu 

40 

9£. 

99 

„  IL 

9"  99 

25 

99 

99 

„  III. 

99  *9 

15 

99 

99 

„  IV. 

99  9  9 

5 

99 

und  erhalten  folgende  Werte: 

I. 

Lage  =  15%  — 

122  445 

ha, 

das  qm 

zu  40  : 

?/.  = 

489 

770 

000 

II. 

„  =  60%  = 

489  780 

99 

9  9  9  9 

„  25 

99  _ 

=  1 

224 

450 

000 

99 

III. 

„  -  20%  = 

163  260 

99 

99  99 

„  15 

99  “ 

244 

890 

000 

99 

IV. 

•  )  —  5  /  o  — 

40  815 

99 

9  9  99 

„  5 

99  ” 

20 

407 

000 

99 

Gesamtwert  von  816  300  ha  =  1  979  517  000  Ji 


Der  „arbeitslose  Wert“ 
Bodens  beträgt  rund 


des  steuerbaren,  zur  Landwirtschaft  benutzten  Grund  und 

I  980  Millionen  Mark. 


B.  Forstwirtschaft. 

Die  steuerbare  Waldfiäche  hat  200  932  ha. 

Von  den  Gesamtwaldungen  Badens  gehören  etwa  60%  zur  Tieflage  und  den  Vor¬ 
bergen  (bis  gegen  500  m  Meereshöhe)  mit  mildem,  dem  Holzwuchse  sehr  günstigem 
Klima,  weitere  33%  gehören  dem  Mittelgebirge  (bis  900  m  Meereshöhe)  an,  nur  ein 
kleiner  Rest  von  7%  zum  Hochgebirge. 

Nehmen  wir  diese  Zahlen  auch  zur  Festlegung  von  drei  Preislagen  bei  der  steuer¬ 
baren  Waldfläche  an,  so  bekommen  wir: 

in  der  I.  Lage  =  60%  der  steuerbaren  Waldfläche, 
ii  ii  IL  ,,  =  33%  ,,  ,,  ,, 

TT  T  _  n  0 1 

99  **-■*■•  n  1  Io  99  n  l’ 
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und  taxieren  ein  qm  in  der  I.  Lage  zu  15 


,,  )!  11 
,,  ,,  III.  ,, 

so  erhalten  wir  folgende  Werte: 

I.  Lage  =  60°/o  —  120  550  ha,  das  qm  zu  15 

II.  „  =  33%  =  66  307  „  „  „  „  5 

III.  „  =  7°/0  —  14  065  „  „  „  „  1 


Gesamtwert  von  200  000  ha  = 


180  838  500 
33  153  500 
1  406  500 


217  398  500 


Der  „arbeitslose  Wert“ 
Bodens  beträgt  rund 


des  steuerbaren,  zur  Forstwirtschaft  benutzten  Grund  und 

218  Millionen  Mark. 


C.  Wohnorte. 


Geschlossene  Gemeinden. 


In  jedem  Orte  sollen  vier  Preislagen  angenommen  und  in  jeder  Ortsklasse  deren 
Preis  besonders  „schätzungsweise“  festgesetzt  werden. 

Von  der  Gesamtfläche  jeder  Ortsklasse  seien  geschätzt  in 

die  I.  Lage  =  8%, 

„  II.  „  =  35%, 

„  III.  „  =  45%  und 

„  IV.  „  -  12%. 

Wir  erhalten: 

I.  Ortsklasse  =  54  690  ar. 


I. 

Lage 

II 

OO 

II 

4  375 

a, 

ein 

qm 

zu  400 

Jk.  = 

175  000  000 

II. 

?? 

=  35%  - 

19  142 

V) 

„  150 

287  130  000 

III. 

=  45%  = 

24611 

n 

9? 

„  50 

f. 

123  055  000 

IV. 

U 

=  12%  = 

6  562 

?? 

n 

„  5 

3  281  000 

54  690 

a 

zu 

763  466  000 

II.  Ortsklasse  =  280  700  a. 


I.  Lage  =  8%  —  22  456  a,  ein  qm  zu  200  M.  — 

II.  „  -  35%  =  98  245  „  „  „  „  80  „  = 

III.  „  =  45%  =  126  315  „  „  „  „  15  „  - 

IV.  „  =  12%  -  33  684  „  „  „  „  3  „  — 


449  240  000  Jfo. 
786  160  000  ., 
189  519  000  „ 
10  107  600  „ 


280  700  a  zu 


1  435  026  600  &>. 


III.  Ortsklasse  —  344  900  a. 

I.  Lage  =  8%  =  27  594  a,  ein  qm  zu  100  Ji>.  = 

II.  „  =  35%  =  120  722  „  „  „  ,.  50  „  = 

III.  „  =  45%  =  155  214  „  „  „  „  8  „  = 

IV.  „  =--  12%  =  41  390  „  „  „  „  2  „  = 


275  940  000  Jh. 
603  610  000  „ 
124  171  200  „ 

4  139  000  „ 


344  900  a  zu 


1  007  860  200  M. 
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IV.  Ortsklasse  —  277  500  a. 


I. 

Lage 

=  8% 

— 

22  200 

a, 

ein 

qm 

zu 

30  M>.  = 

66 

600 

000 

Ms. 

II. 

11 

=  35% 

— 

97  125 

11 

11 

11 

?  1 

10  „  - 

97 

125 

OOO 

11 

III. 

-  45% 

124  875 

il 

11 

11 

11 

4  „  = 

49 

950 

000 

il 

IV. 

11 

=  12%  : 

33  300 

11 

11 

11 

11 

1  „  = 

3 

330 

000 

11 

277  500 

a 

zu 

217 

005 

000 

Ms. 

Ortsklasse  = 

460  500 

a. 

I. 

Lage 

-  8% 

= 

36  840 

a, 

ein 

qm 

zu 

10  Ms.  — 

36 

840 

000 

Ms. 

II. 

11 

-  35% 

= 

161  175 

11 

11 

11 

11 

5  „ 

80 

587 

500 

11 

III. 

1’ 

=  45% 

=• 

207  225 

11 

11 

11 

11 

1  „  =: 

20 

722 

500 

11 

IV. 

11 

=  12% 

= 

55  260 

11 

11 

11 

11 

0,80  Ms.  — 

4 

420 

800 

11 

460  500 

a 

zu  . 

142 

570 

800 

Ms. 

Ortsklasse  = 

=  916  800 

a. 

I. 

Lage 

=  8% 

— 

73  344 

a, 

ein 

qm 

zu 

5  Ms.  = 

35 

672 

000 

Ms. 

II. 

11 

=  35% 

----- 

320  880 

)! 

„ 

11 

11 

2  „ 

64 

176 

000 

1) 

III. 

11 

=  45% 

— 

412  560 

11 

11 

11 

n 

0,90  Ms.  — 

37 

130 

400 

il 

IV. 

;i 

=  12  % 

= 

110016 

11 

11 

11 

11 

0,60  „  = 

6 

600 

960 

ii 

916  800 

a 

zu 

. 

143 

579 

360 

Ms. 

Der  „arbeitslose  Wert“  des  steuerbaren,  innerhalb  der  geschlossenen  Orte  liegenden 
Grund  und  Bodens  beträgt: 

I.  Ortsklasse  =  763  466  000  Ms. 


II. 

n 

=  1  435  026  600 

11 

III. 

n 

=  1  007  860  200 

11 

IV. 

ii 

=  217  005  000 

11 

V. 

ii 

=  142  570  800 

11 

VI. 

ii 

=  143  579  360 

11 

zusammen  .  .  3  709  507  960  Ms. 

rund  3  710  Millionen  Mark. 


*  * 

* 

Im  ganzen  Grossherzogtum  Baden  betrüge  der  „arbeitslose  Wert“  des 
steuerbaren  Grund  und  Bodens: 

1.  Der  Landwirtschaft .  1  980  Millionen  Mark 

2.  Der  Forstwirtschaft . .  218  „  „ 

3.  Innerhalb  der  geschlossenen  Orte  ..3  710  „  „ 

Das  sind  zusammen  .  .  5  908  Millionen  Mark, 

wobei  die  Seite  20  erwähnten  Flächen  ausser  Betracht  gelassen  sind. 
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V.  Berechnung  der  Grundrente  im  allgemeinen  nnd  besonderen. 


A.  Im  allgemeinen. 

Nehmen  wir  die  im  vorhergehenden  Abschnitte  festgesetzten  Werte  und  berechnen 
dazu  den  3prozentigen  Zins,  so  haben  wir  die  3prozentige  Grundrente  mit  folgendem 


Erträgnis: 

1.  Landwirtschaftlicher  Betrieb: 

3%  aus  1980  Mill.  Mark  .  . 

2.  Forstwirtschaftlicher  Betrieb: 

3%  aus  218  Mill.  Mark  .  . 

3.  Die  geschlossenen  Orte: 

a.  I.  Ortsklasse: 

3°/0  aus  763  Mill.  Mark  . 

b.  II.  Ortsklasse: 

3  °/0  aus  1435  „ 

c.  III.  Ortsklasse: 

3%  aus  1008  „  „ 

d.  IV.  Ortsklasse: 

3  °/0  aus  217  „ 

e.  V.  Ortsklasse: 

3%  aus  143  „  „ 

f.  VI.  Ortsklasse: 

3  °/0  aus  144  „ 


59,4  Mill.  Mark. 
6,54  „  „ 


22,89  Mill.  Mark 
43,05  „ 

30,24  „  „ 

6,51  „  „ 

4,29  „ 

4,32  „  „  111,30 


Zusammen .  177,24  Mill.  Mark. 

Die  Grundrente  zu  3°/0  berechnet,  giebt  also  rund  178  Millionen  Mark  im  Jahr. 


B.  Im  besonderen. 

Welches  Ergebnis  die  3°/0ige  Grundrente  im  einzelnen  hat,  ergiebt  sich  aus  folgender 

Darstellung. 


Ein  Ar  trägt  eine 

3°/0ige  Grundrente: 

a.  I  n 

geschlossenen  Orten. 

Wert  eines  Ars.  3  °/0 

Grundrente  im  Jahr. 

I. 

Ortsklasse:  1. 

Lage 

40  000  Jtk. 

1  200 

M. 

2. 

55 

15  000  „ 

450 

55 

3. 

55 

5  000  „ 

150 

55 

4. 

55 

500  „ 

15 

55 

II. 

Ortsklasse:  1. 

55 

20  000  „ 

600 

55 

2. 

'5 

8  000  „ 

240 

55 

3. 

55 

1  500  „ 

45 

55 

4. 

5> 

300  „ 

9 

55 

III. 

Ortsklasse:  1. 

55 

10  000  „ 

300 

55 

2. 

55 

5  000  „ 

150 

55 

3. 

55 

800  „ 

24 

55 

4. 

55 

200  „ 

6 

55 
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IV.  Ortsklasse:  1. 

Lage 

Wert  eines 

3  000 

Ars 

M. 

3 °/0  Grundrenle  im 

90  M. 

2. 

1 ' 

1  000 

ii 

30  „ 

3. 

11 

400 

11 

12  „ 

4. 

'  1 

100 

11 

3  „ 

V.  Ortsklasse:  1. 

11 

1  000 

,, 

30  „ 

2. 

500 

11 

15  „ 

3. 

11 

100 

11 

3  „ 

4. 

’1 

80 

11 

2,4  „ 

VI.  Ortsklasse:  1. 

11 

500 

11 

15  „ 

2. 

11 

200 

ii 

6  „ 

3. 

11 

90 

11 

2,7  „ 

4. 

11 

60 

11 

1,8  „ 

b.  Landwirtschaft. 

1. 

Lage 

40 

M. 

1,20  Ji. 

2. 

11 

25 

ii 

75  5^ 

3. 

11 

15 

ii 

45  ., 

4. 

11 

5 

11 

15  „ 

e.  Forstwirtschaft. 

1. 

Lage 

15 

M. 

45  &/. 

2. 

11 

5 

11 

15  „ 

3. 

11 

1 

1> 

3  „ 

Es  zeigt  diese  Berechnung,  dass  die  Orte  der  I.  und  II.  Ortsklasse,  das  sind  die 
10  grossen  Städte  des  Landes,  zusammen  eine  so  grosse  Grundrente  beziehen  als  der 
Boden  der  Landwirtschaft  und  Forstwirtschaft  des  ganzen  Landes  zusammen.  Sie  zeigt 
auch,  wie  horrend  gross  die  Rente  von  den  bestgelegensten  Plätzen  des  Landes  ist  im 
Vergleich  zu  abgelegenen  Geländen. 

Diese  Grundrente  zur  Steuer  beizuziehen  ist  aber  auch  der  einzige  Weg,  die  Arbeits- 
thätigkeit  von  ihren  Steuern  zu  entlasten  und  dem  wertvolleren  Grund  und  Boden  die 
Mehrleistung  zuzumuten. 

178  Millionen  Mark  wäre  das  Ergebnis,  wenn  die  ganze  Grundrente  als  „Grund¬ 
rentensteuer“  zugunsten  der  Allgemeinheit  eingezogen  würde  und  nicht  mehr  dem 
Einzelnen  zutliessen  könnte. 

Es  ist  wohl  damit  nachstehende  Ansicht  widerlegt,  die  Ansicht:  „dass  mit  dem 
„sozialen  Gerechtigkeitsprinzip,  welches  fordert,  dass  dem  Arbeiter  die  Früchte  seiner 
„Arbeit  uneingeschränkt  zufallen,  die  grundsätzliche  Umwandlung  des  Bodens  in  Gemein¬ 
schaftsbesitz  schlechterdings  unmöglich  sei  und  dass  es  doch  unmöglich  als  die  richtige 
„Lösung  des  Verteilungsproblems  der  Grundrente  angesehen  werden  könne,  wenn  die 
„Funktion  des  Rentenbezugs  einfach  die  Hände  wechsle,  d.  h.  von  den  Landlords  der 
„Gegenwart  auf  den  bodenbesitzenden  Staat  der  Zukunft  überginge;  ein  an  sich  un¬ 
berechtigtes  Einkommen  werde  dadurch  noch  zu  keinem  legalen,  dass  der  Bezugs¬ 
berechtigte  statt  einzelner  privater  Bevorrechteter  die  Staatsgemeinschaft  als  solche  sei.“ 
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Ja,  diese  ganze  Behauptung  wird  schon  durch  das  Erträgnis  der  Grossherzoglichen 
Domänen  widerlegt;  denn: 

hätten  wir  nicht  heute  das  Erträgnis  der  Grossherzoglichen  Domänen,  welches 
dem  Lande  eine  Menge  Lasten  tragen  hilft  und  dazu  noch  jedes  Jahr  einen 
Reinbetrag  von  ca.  3  Millionen  Mark  zugunsten  des  Landes  abwirft,  so 
müssten  jährlich  ca.  41/2  Millionen  Mark  Steuern  mehr  erhoben  werden. 

Es  ist  also  nicht  gleich,  ob  das  Erträgnis  der  Grundrente  in  die  Kasse  der  All¬ 
gemeinheit  oder  in  die  Tasche  „einzelner  Bevorrechteter“  Giesst. 


VI.  Die  jährlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  in  Staat  und  Gemeinden 
des  Grossherzogtums  Baden. 


Um  einen  klaren  Begriff  zu  bekommen,  wieviel  jährlich  überhaupt  an  Steuern 
erhoben  werden  muss,  damit  die  Bedürfnisse  von  Staat  und  Gemeinden  befriedigt  werden 
können,  müssen  wir  nachsehen,  wie  gross  deren  Einnahmen  und  Ausgaben  —  im  Jahr  — 
zur  Zeit  sind  und  aus  welchen  Einzelleistungen  sie  sich  zusammensetzen. 


A.  Vom  Staate. 


A.  Ordentlicher  Etat  des  Staatsbudgets  für  das  Jahr  1  894. 


Ordentliche  Einnahmen. 


Brutto 


M.  M. 

I.  Staatsministerium .  12  078  942 

Anteil  am  Zollertrag,  an  den  Reichsstempelab¬ 
gaben  und  der  Branntweinsteuer. 

II.  Ministerium  der  Justiz,  des  Kultus  und 

Unterrichts .  4  874  528 

1.  Justizverwaltung .  721  232 

2.  Strafanstalten .  842  063 

3.  Unterrichtswesen .  3  311  233 

III.  Ministerium  des  Innern .  2  784  686 

1.  Durchführung  der  sozialen  Gesetze  .  .  1  700 

2.  Bezirksverwaltung  und  Polizei  ....  553  306 

3.  Heil-  und  Irrenanstalten .  1  009  062 

4.  Polizeiliches  Arbeitshaus .  73  076 


Übertrag  .  .  19  738  156 

4 


Erhebungs¬ 

kosten 

M. 
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Brutto 

JL.  JL 

Übertrag  .  .  19  738  156 


5.  Statistik .  290 

6.  Gewerbe-  und  Landwirtschaft  ....  24  830 

7.  Wasser-  und  Strassenbau  .....  1  122  422 

IV.  Finanzministerium .  40  561  276 

a.  Domänenverwaltung .  8  024  478 

1.  Domänen .  .  2  124  399 

2.  Forsten .  5  316  562 

3.  Zinsen .  416  725 

4.  Andere  Einnahmen .  166  792 

b.  Steuerverwaltung .  28  595  305 

1.  Direkte  Steuern  ....  12  619  874 

a.  Grund-,  Häuser-  und  Gefällsteuer  .  .  3  651  442 

(15  9/.  von  100  M.  Steuerkapital) 

b.  Gewerbesteuer .  6  086  331 

(15  ^  von  100  Ji  Steuerkapital) 

c.  Einkommensteuer .  1  297  950 

(2  JL.  bis  2,50  Ji  von  100  JL.  Stk.) 

d.  Kapitalrenten  Steuer .  886  876 


(10  9J.  von  100  Ji.  Steuerkapital) 
2.  Indirekte  Steuern  .  .  11  137  512 


a.  Weinsteuer .  2  090  958 

Accise  für  Traubenwein  (3  9/.  vom  1)  1  229  024 

„  „  Obstwein  (0,9  9fi  vom  1)  .  68  886 

Weinohmgeld  f.  Traubenwein  (2  9%  v.  1)  506  756 

„  „  Obstwein  (0,6  9fi.  v.  1)  20  138 

Kreditierte  Weinsteuer .  240  148 

Accisaversen  von  Weinhändlern  .  .  23  846 

(18  Ji.  für  einen  Weinhändler) 
Weinsteueraversum  von  Wirten  .  .  160 

Patentgebühr  für  Weinlagerkeller  .  .  2  000 

(50  JL.  auf  ein  Jahr) 

b.  Biersteuer .  6  078  698 

Von  im  Inland  bereitetem  Bier*)  .  .  5  528  316 

Von  aus  Zollvereinsstaaten  eingeführtem 

Bier  (3,20  JL,.  für  1  hl)  ...  .  550382 

Rückersatz  wegen  Ausfuhr  ....  439  137 

(2,50  JL>.  für  1  hl) 


Übertrag  .  .  60  299  432 


Erhebungs¬ 

kosten 

JL 


4  948  961 


3  872  193 


8  821  154 


*)  Der  Berechnung  der  im  Inland  bereiteten  Biermenge  liegt  die  Annahme  zugrunde,  dass  bei 
der  Besteuerung  des  Rauminhalts  der  Braugefässe  mit  2  für  1  1,  die  Steuer  für  1  hl  fertigen  Biers 
auf  -3,20  M.  zu  stehen  kommt.  Mit  Beginn  des  Jahres  1897  ist  eine  neue  Biersteuer  in  Kraft, 
welche  von  dem  Gewicht  des  zur  Verwendung  gelangenden  Gerstenmalzes  erhoben  wird. 
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i 


Brutto 


Jt. 


Übertrag 


c.  Schlachtviehaccise  .  .  .  621  070 

Für  jedes  Stück  Rindvieh  (mit  Aus¬ 
nahme  der  Milchkühe) 

4  Jk  bei  Schlachtgewicht  von  weniger 

als  200  kg . 

6  Jk.  bei  Schlachtgewicht  von  200  bis 

einschl.  250  kg . 

11  Jb.  bei  Schlachtgewicht  von  250  kg 

und  mehr  . . 

6  Jk  bei  Farren  und  Kühen  mit  dem 
Schlachtgewicht  von  250  kg  und 
mehr  (Kopf,  Füsse,  Eingeweide,  Un- 
schlitt  und  Haut  bleiben  bei  der 
Bestimmung  des  Schlachtgewichts 
ausser  Betracht). 

Von  eingeführtem  Fleisch . 

d.  Liegenschaftsaccise . 

(212°0  des  Preises). 

e.  Schenkungsaccise  (10°/o  des  reinen 

Wertes). 

f.  Erbschaf tsaccise  (in  der  Regel  10% 

des  reinen  Wertes ;  bei  gewissen  ver¬ 
wandtschaftlichen  Verhältnissen  1  % 
und  3  V2%). 

3.  Justiz-  und  Polizeigefälle  4  531  395 

a.  Gerichtskosten,  Stempel,  Sporteln, 

Taxen  und  Strafen . 

b.  Hundesteuern . . 

c.  Forststrafgefälle . 

d.  Verschiedene  Einnahmen  .... 

c.  Salinenverwaltung  . 

d.  Zollverwaltung . 

Bezüge  aus  der  Reichskasse  .  .  . 

Unmittelbare  Einnahmen  .... 

e.  Münz  Verwaltung . 

f.  Allgemeine  Kassenverwaltung  .  .  . 


333  236 
149  322 
138  512 


29  521 
2  373  312 


927  671 


4  113  150 
378  657 
39  588 
306  524 
943  242 
2  259  287 
1  968  895 
290  392 
26  717 
712  247 


V.  Oberrechnungskammer 


M. 

60  299  432 


236 


Erhebungs¬ 

kosten 

Jt 

8  821  154 


568  342 
2  100  130 


35  918 
259  050 


Summe  der  Brutto-Einnahmen  .  .  60  299  668  11  784  594 


Netto-Einnahme 


48  515  074  JL 

4* 
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Ordentliche  Ausgaben. 

t<«  JL 

I.  Staatsin inisteri um  .  16  638  365 

Grossherzogliches  Haus .  1  876  269 

Landstände .  121272 

Matrikularbeiträge  zur  Reichskasse .  14  103  394 

Anteil  Badens  an  den  Überschüssen  der  Reichspost- 
und  Telegraphenverwaltung  (für  die  Eisenbahn¬ 
schuldentilgung)  .  500  000 

Aversum  für  die  ausserhalb  der  Zollgrenze  gelegenen 

Landesteile .  .  37  380 

Verschiedenes .  50 

II.  Ministerium  des  Grossherzoglichen  Hauses 

und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  ....  236  507 

Ministerium  .  115  907 

Geheimes  Kabinet .  39  940 

Gesandtschaft  in  Berlin .  39  828 

Unterstützungs-  und  Belohnungsfond .  26  628 

Verschiedenes .  14  204 

III.  Ministerium  der  Justiz,  des  Kultus  und  Unter¬ 
richts  .  14  502  967 

Ministerium .  149  229 

Gerichte  etc .  4  686  020 

Strafanstalten .  1  233  165 

Kultus .  342  487 

Unterrichtswesen .  7  821  491 

Wissenschaft  und  Künste .  209  278 

Unterstützungs-  und  Belohnungsfond .  11325 

Verschiedenes .  49  972 

IV.  Ministerium  des  Innern .  11  868870 

Centralbehörden .  538  982 

Durchführung  der  sozialen  Gesetze .  16  800 

Bezirksverwaltung  und  Polizei .  4813768 

Milde  Fonds,  Heilanstalten .  1  435  147 

Statistik .  80  170 

Gewerbe  und  Landwirtschaft .  537  635 

Wasser-  und  Strassenbau .  4  393  673 

Bergwesen .  ••  5010 

Unterstützungs-  und  Belohnungsfond .  18  265 

Verschiedenes .  29  420 

V.  Finanz-Ministerium .  18418  917 

Centralbehörden .  381  464 

Erhebungskosten  der  Einnahmen .  11  784  5  4 

Staatsschuld .  — 


Übertrag  .  .  61  665  626 


—  29  — 


JL  Ji 

Übertrag  .  .  61  665  626 

Eisenbahnschuld  (Zuschuss) .  2  750  000 

Ruhegehalte ,  Hinterbliebenen  Versorgung ,  Gnaden¬ 
gaben  .  3  480  800 


Unterstützungs-  und  Belohnungsfond 

Verschiedenes . 

VI.  Oberrechnungskammer . 


17  400 
4  659 


98  713 


1.  Staatsministerium . 

2.  Ministerium  der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichts 

3.  Ministerium  des  Innern . 

4.  Finanzministerium .  1  865  109 

5.  Oberrechnungskammer . 

Die  Mehrausgabe  beträgt  6  736  980  Ji>. 
und  auf  ein  Jahr  3  368  490  Ji>. 


waltungsz  weige. 


1.  Eisenbahnbetriebsverwaltung  .  . 

2.  Reinertrag  der  Main-Neckarbahn 

3.  Eisenbahnschuldentilgungskasse 

4.  Eisenbahnbauverwaltung  .  .  . 

5.  BodenseedampfschifFahrt  .  .  . 

6.  Badanstaltenverwaltung  .  .  . 


Die  Mehreinnahme  beträgt  für  ein  Jahr  6  394  241 
Zusammenstellung. 


I.  Einnahmen: 

a.  Ordentliche  Einnahmen 

b.  Aus  dem  Spezialetat  . 

II.  Ausgaben: 

a.  Ordentliche  Ausgaben 

b.  Ausserordentlicher  Etat 


'  Ausgaben  .  . 

61  764  339 

!  1894  und  1895. 

Einnahmen 

Ausgaben 

M. 

M. 

— 

.2  763  739 

124  941 

3  605  564 

.  1  865  109 

2  557  727 

1  990  050 

8  927  030 

SO  Ji). 

tb. 

:  ausgeschiedenen  Ver- 

Einnahmen 

Ausgaben 

M. 

M. 

64  690  325 

51  069  420 

781  943 

— 

43  913  233 

43  913  233 

2  295  197 

10  293  395 

318  600 

330  690 

299  325 

297  644 

112  298  623 

105  904  382 

6  394  241  M. 

M. 

M. 

60  299  668 

6  394  241 

66  693  909 

61  764  339 

3  368  490 

65  132  829 
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Wir  folgern  weiter:  Ji 

1.  Die  Ausgaben  betragen . 

2.  An  Einnahmen  wären  zu  verzeichnen: 

I.  Staatsministerium .  12  078  942 

II.  Ministerium  der  Justiz,  des  Kultus  und 

des  Unterrichts .  .  4  874  528 

III.  Ministerium  des  Innern .  2  784  686 

IV.  Finanzministerium. 

a.  Domänenverwaltung .  8  024  478 


b.  Steuerverwaltung. 

1.  Direkte  Steuern: 

a.  Grund-,  Häuser- und  Gefällsteuer  (fällt  weg) 


b.  Gewerbesteuer  (fällt  weg)  — 

c.  Einkommensteuer  samt 

d.  Kapitalrentensteuer  circa .  2  000  000 

2.  Indirekte  Steuern: 

a.  Weinsteuer  (fällt  weg)  — 

b.  Biersteuer  für  inländisches  (fällt  weg)  — 

„  „  eingeführtes  Bier  (?)  .  .  550  382 

c.  Fleischsteuer  (fällt  weg)  — 

„  für  eingeführtes  Fleisch  (?)  29  521 

d.  Liegenschaftsaccise  (fällt  weg)  — 

e.  Schenkungs-  und  Erbschaftsaccise  .  .  927  671 

3.  Justiz-  und  Polizeigefälle .  4  531  395 

4.  Verschiedene  Einnahmen .  306  524 

c.  Salinenverwaltung .  943  242 

d.  Zollverwaltung .  2  259  287 

e.  Münzverwaltung .  26  717 

f.  Allgemeine  Kassenverwaltung .  712  247 

V.  Oberrechnungskammer .  — 


Gesamteinnahme  . 


Bleibt  Rest 


JC 

65  132  829 


40  049  620 
25  083  209 


rund  26  Millionen  Mark, 

welche  durch  die  „Grundrentensteuer“  aufgebracht  werden  müssten. 
Als  Steuern  hätten  wir  dann  noch: 

1.  die  Grundrentensteuer  und 

2.  die  Einkommensteuer. 

Bezüglich  der  „Einkommensteuer“  seien  liier  einige  Bemerkungen  eingefügt. 


Ausser  der  „Grundrentensteuer“  muss  noch  eine  „Einkommensteuer“  bestehen,  welche  das  Ein¬ 
kommen  aus  Gehältern  etc.  trifft;  das  entspricht  der  Billigkeit.  Auch  ist  es  berechtigt,  niedere  Ein¬ 
kommen  zu  besteuern,  da  ja  durch  das  allgemeine  Wahlrecht  jeder  mit  seiner  Stimmabgabe  einen  Einfluss 
auf  die  Öffentlichkeit  hat,  deshalb  auch  —  seinen  Verhältnissen  entsprechend  —  zur  Öffentlichkeit 
beitragen  soll.  Nach  unserm  jetzigen  Einkommensteuergesetz  werden  nach  einem  bestimmten  Modus 
„Steuerkapitalien“  gebildet.  Am  28.  Juli  1848  wurde  auch  ein  Einkommensteuergesetz  genehmigt 
—  aber  nicht  eingeführt  —  welches  die  Einkommen  zu  einem  gewissen  Prozentsatz  beizuziehen  beab¬ 
sichtigte,  und  zwar; 
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i 


Von 

500 —  2  000  JL  Einkommen 

V,  %, 

das  wären 

2,50  JL 

bis  10  JL 

im 

Jahr. 

11 

2  000  -  3  000  „ 

11 

1 

11 

11 

20.-  „ 

..  30  „ 

ii 

11 

11 

3  000-  5  000  „ 

11 

iVa  „ 

11 

11 

45.-  „ 

„  75  „ 

ii 

11 

H 

5  000-10  000  „ 

11 

2  „ 

91 

11 

1 

© 

o 

„  200  „ 

ii 

11 

10  000—20  000  „ 

11 

3  „ 

11 

11 

300.—  „ 

„  600  „ 

ii 

11 

11 

20  000  JL  und  mehr 

19 

4  „ 

91 

11 

800.—  „ 

und  mehr 

ii 

11 

Die  heutige  Einkommensteuer  fixiert  „Steuerkapitalien“ : 

Bei  einem  Einkommen  von  JL  500  1  000  1  500  3  000  4  500  5  000  6  000  7  500  10  000  20  000 

ist  das  Steuerkapital  .  .  .  .  „  100  250  500  1  500  3  000  3  500  4  500  GOOO  9  000  19  000 

I.  Jetzt  bezahlt  man  von  jeder  Mark  2,5  $  =  2,50  6,25  12,50  37,50  75  87,50  112,50  150  225  475  JL 

II.  Nach  dem  Gesetze  von  1848  .  2,50  5  7,50  45  67,50  100  120  150  300  800  „ 

Dies  zum  Vergleich  der  beiden  Systeme. 


B.  Von  den  Gemeinden. 

In  allen  Gemeinden  des  Landes  betrugen  im  Jahre  1893 

I.  Die  laufenden  Einnahmen: 

Im  ganzen  Darunter  Bürgergenussauflagen  Umlagen  und  Verbrauchssteuern 

31  802  608  Jt.  104  705  JL  8  761  369  Jk 

II.  Die  laufenden  Ausgaben: 

Im  ganzen  Armen-  und  Krankenpflege  Bezirks-  und  Kreisverband  Ausserordentl.  Aufwand 
31  033  242  A.  1  118  499  A.  537  374  Jt,.  2  020  825  A. 

Von  den  Umlagen  aller  Gemeinden  waren  für  das  Jahr  1895  im  Voranschlag: 

1.  Grund-,  Gefall-  und  Häusersteuer  ....  9  179  233  Jk 

2.  Gewerbesteuer .  2  564  240  „ 

3.  Einkommensteuer .  3  051  496  „ 

4.  Kapitalrentensteuer .  1  085  044  ,,  15  880  013  Jt. 

5.  Verbrauchssteuern .  1  291  474  ,, 

Zusammen  .  .  17  171  487  A. 

Die  Grund-,  Gefall-  und  Häusersteuer  mit .  9  179  233  A. 

die  Gewerbesteuer  mit .  2  564  240  „ 

die  Verbrauchssteuer  mit .  1  291  474  „ 

Zusammen  .  .  13  034  947  Jk 

kämen  in  Wegfall,  und  dazu  noch  ein  Teil  aus  der  Einkommensteuer  und  der  Kapital¬ 
rentensteuer,  welcher  in  die  „Grundrentensteuer“  überginge,  so  dass  wir 

rund  14  Millionen  Mark 

annehmen,  die  als  „Grundrenten Steuer“  erhoben  werden  müssten,  wenn  die  übrigen 
Einnahmen  der  Gemeinden  die  gleichen  bleiben-. 


C.  Vergleichung  und  Folgerung. 

Durch  die  „Grundrentensteuer“  wären  jährlich  aufzubringen: 

A.  für  den  Staat . 26  Millionen  Mark 

B.  für  die  Gemeinden  ....  14  Millionen  Mark 

Im  ganzen  .  .  40  Millionen  Mark. 

Die  ganze  Grundrente  ergiebt  178  Millionen  Mark  nach  unserer  Berechnung. 
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Obige  40  Millionen  sind  ungefähr  V*  bis  V3  der  ganzen  Grundrente  und  müssten 
daher  25 — 33%  her  Grundrente  als  „Grundrentensteuer“  erhoben  werden,  um  diesen 
Betrag  zu  decken. 

Ausser  Zweifel  reicht  die  „Grundrentensteuer“  voll  aus  zur  Deckung  aller  Aus¬ 
gaben  in  Staat  und  Gemeinde  und  könnten  damit  —  ohne  zu  grosse  Steuerbelastung  — 
auch  unsere  Schulden  getilgt  werden. 

Es  könnten  dann  mancherlei  Verbesserungen,  z  B.  Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts 
und  der  Rechtspflege,  Vermehrung  der  Verkehrsmittel,  öffentliche  Wohlfahrtseinrichtungen 
u.  s.  w.  durchgeführt  werden  und  wäre  den  schon  Jahrhundert  alten  Klagen  der  Land¬ 
wirtschaft  und  des  Gewerbestandes,  sowie  aller  Erwerbstätigen  überhaupt,  besser  und 
wirklich  nachhaltiger  abgeholfen  als  mit  allen  andern  Mitteln  und  Mittelchen,  die  immer 
wieder  darauf  hinausgehen,  die  „Arbeit“  zu  besteuern. 


VII.  Einführung  der  Grundrentensteuer. 


Dass  eine  derartige,  in  unser  ganzes  wirtschaftliches  Leben  tiefeinschneidende  Änderung 
„auf  einmal“  durchgeführt  werden  könnte,  behauptet  Niemand,  und  wir  sicher  zuletzt. 

Aber  wenn  einmal  erkannt  ist,  dass  bei  dieser  Versteuerung  Niemand  mehr  für 
seine  eigene  Arbeitsthätigkeit  besteuert  wird,  sondern  der  Einzelne  nur  dafür,  dass  er 
ein  Stück  des  der  Allgemeinheit  gehörenden  Grund  und  Bodens  im  Besitze  hat,  eine 
Steuer  zu  bezahlen  hat,  dann  dürfte  die  Zeit  doch  sehr  nahe  sein,  in  der  die  Einführung 
der  „Grundrentensteuer“  erfolgt. 

Der  jährliche  Bedarf,  der  für  Staat  und  Gemeinden  durch  Steuern  erhoben  werden 
muss,  beträgt  40—50  Millionen  Mark. 

Die  ganze  Grundrente  beträgt  178  Millionen  Mark,  und  es  wären  diese  40 — 50  Millionen 
etwa  V4  bis  '/ 3,  demnach  25%  bis  33%  der  Grundrente  als  „Grundrentensteuer“  zu  erheben. 

Ganz  in  Wegfall  kämen  damit: 

1.  die  jetzige  Grund-  und  Häusersteuer  des  Staates  und  der  Gemeinde, 

2.  ,,  „  Gewerbesteuer  des  Staates  und  der  Gemeinde, 

3.  ,,  jetzigen  Verbrauchssteuern  und 

4.  „  „  indirekten  Steuern  u.  s.  w. 

Ja,  wir  behaupten  wiederholt,  dass  wenn  der  obengenannte  Betrag  sofort  eingezogen 
und  die  vorerwähnten  Steuern  aufgehoben  würden,  damit  der  Landwirtschaft,  dem  Gewerbe 
und  Handel  besser  und  nachhaltiger  geholfen  sein  würde  als  mit  anderen,  kleinen  Mitteln, 
welche  immer  noch  zulassen,  dass  Jeder  für  seine  Arbeit  besteuert  wird.  Jene  Steuer¬ 
leistung  wäre  in  nahezu  allen  Fällen  geringer  als  die  zur  Zeit  bezahlten  Steuern,  würde 
nach  keiner  Seite  schädigend  wirken,  sondern  nur  einen  gerechten  Ausgleich  anbahnen. 

* 

*  * 

Wir  wollen  nun  ganz  genau  nachsehen,  wie  die  Wirkung  dieser  „Grundrentensteuer“, 
wenn  jeweils  5%  mehr  erhoben  würden  als  im  Jahre  vorher  (also  mit  5%  im  ersten, 
10%  im  zweiten,  15%  im  dritten  u.  s.  w.),  im  allgemeinen  und  im  besonderen  wäre. 
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A.  Im  allgemeinen. 

Die  ganze  Grundrente  beträgt  178  Millionen  Mark. 


W ürden  im  1 .  Jahr  5  %  davon  ( V20)  eingezogen  werden,  so  wäre  das  Erträgnis  =  8,9  Mill.  Mark 


« 

% 

» 

„  2. 

JJ 

>  O 

© 

O 

.  (%o) 

5) 

JJ 

JJ  JJ 

33 

33 

=  17,8 

33 

33 

0 

Jl 

„  3. 

n 

15% 

.  (3/20) 

JJ 

JJ 

JJ  JJ 

33 

33 

=  2G,7 

33 

33 

t 

JJ 

,,  4. 

n 

20% 

,,  (4/2o) 

Jl 

JJ 

Jl  JJ 

33 

33 

=  35,6 

33 

33 

jj 

»  5. 

JJ 

25% 

„  (%o) 

JJ 

JJ 

JJ  JJ 

33 

33 

=  44,5 

33 

33 

jj 

„  6. 

>5 

C 

o~~ 

O 

CO 

»  (G/ 20) 

U 

JJ 

3)  33 

33 

33 

=  55,4 

33 

33 

jj 

»  7- 

JJ 

35% 

.  (V20) 

JJ 

B.  Im 

JJ  JJ  Jl 

besonderen. 

33 

33 

=  64,3 

33 

33 

Ein 

Ar  würde 

„Grundrentensteuer“ 

bezahlen : 

Ganze 

1. 

Jahr 

2.  Jahr 

3. 

Jahr 

4.  Jahr 

5.  Jahr 

6.  Jahr 

Grund- 

5 

% 

10% 

15% 

O 

o 

O 

Cvl 

25% 

30% 

Ars 

rente 

1 

2 

3 

1 

5 

6 

zu  3% 

20  . 

20 

20 

20 

20 

20 

Jl 

Ji 

Jl 

s* 

Jl 

Jl 

Jl 

Jl 

JL 

a.  In  geschlossenen 

Orten. 

I.  Ortsklasse:  1.  Lage 

40  000 

— 

1200 

— 

60 

— 

120 

— 

180 

— 

240 

— 

300 

— 

360 

— 

2. 

15  000 

— 

450 

— 

22 

50 

45 

— 

67 

50 

90 

— 

112 

50 

135 

— 

3. 

5  000 

— 

150 

— 

7 

50 

15 

— 

22 

50 

30 

— 

37 

50 

45 

— 

*  4. 

500 

— 

15 

— 

— 

75 

1 

50 

2 

25 

3 

— 

3 

75 

4 

50 

II.  Ortsklasse:  1. 

20000 

— 

600 

— 

30 

— 

60 

— 

90 

— 

120 

— 

150 

— 

180 

• - 

2. 

33 

8  000 

— 

240 

— 

12 

— 

24 

— 

36 

— 

48 

— 

60 

— 

72 

— 

3. 

33 

1500 

— 

45 

— 

2 

25 

5 

— 

6 

75 

9 

— 

11 

25 

13 

50 

4. 

300 

— 

9 

— 

— 

45 

— 

90 

1 

35 

1 

80 

2 

25 

2 

70 

III.  Ortsklasse:  1. 

33 

10  000 

— 

300 

— 

15 

— 

30 

— 

45 

— 

60 

— 

75 

— 

90 

— 

2. 

33 

5  000 

— 

150 

— 

7 

50 

15 

— 

22 

50 

30 

— 

37 

50 

45 

— 

3. 

33 

800 

— 

24 

- 

1 

20 

2 

40 

3 

60 

4 

80 

6 

— 

7 

20 

4. 

200 

— 

6 

— 

— 

30 

— 

60 

— 

90 

1 

20 

1 

50 

1 

80 

IV.  Ortsklasse:  1. 

33 

3  000 

— 

90 

— 

4 

50 

9 

— 

13 

50 

18 

— 

22 

50 

27 

2. 

33 

1000 

— 

30 

— 

1 

50 

3 

— 

4 

50 

6 

— 

7 

50 

9 

_ 

3. 

33 

400 

— 

12 

— 

— 

60 

1 

20 

1 

80 

2 

40 

3 

— 

3 

60  : 

4. 

100 

— 

3 

— 

— 

15 

— 

30 

— 

45 

— 

60 

— 

75 

— 

90 

Y.  Ortsklasse:  1. 

33 

1000 

— 

30 

— 

1 

50 

3 

— 

4 

50 

6 

— 

7 

50 

9 

2. 

33 

500 

— 

15 

— 

— 

75 

1 

50 

2 

25 

3 

— 

3 

75 

4 

50 

3. 

33 

100 

— 

3 

— 

— 

15 

— 

30 

— 

45 

— 

60 

— 

75 

— 

90 

4. 

80 

— 

2 

40 

— 

12 

— 

24 

— 

36 

— 

48 

— 

60 

— 

72 

VI.  Ortsklasse:  1. 

33 

500 

— 

15 

— 

— 

75 

1 

50 

2 

25 

3 

— 

3 

75 

4 

50 

2. 

33 

200 

— 

6 

— 

— 

30 

— 

60 

— 

90 

1 

20 

1 

50 

1 

80 

3. 

33 

90 

- 

2 

70 

— 

13,5 

— 

27 

— 

40,5 

— 

54 

— 

67,5 

— 

81 

4. 

33 

00 

— 

1 

80 

— 

9 

— 

18 

— 

27 

— 

36 

— 

45 

— 

54 

b.  Landwirtschaft. 

1.  Lage 

40 

— 

1 

20 

_ 

6 

— 

12 

_ 

18 

— 

24 

— 

30 

— 

36 

2. 

33 

25 

— 

— 

75 

— 

3,75 

— 

7,5 

— 

11,25 

— 

15 

— 

18,75 

— 

22,5 

3. 

33 

15 

— 

— 

45 

— 

2,25 

— 

4,5 

— 

6,75 

— 

9 

— 

11,25 

— 

13,5 

4. 

33 

5 

— 

— 

15 

— 

0,75 

— 

1,5 

— 

2,25 

— 

3 

— 

3,75 

— 

4,5 

c.  Forstwirtschaft. 

1.  Lage 

15 

— 

— 

45 

— 

2,25 

— 

4,5 

— 

6,75 

— 

9 

— 

11,25 

— 

13,5 

2. 

33 

5 

— 

— 

15 

— 

0,75 

— 

1,5 

— 

2,25 

— 

3 

— 

3,75 

— 

4,5 

3. 

33 

1 

- 

— 

3 

— 

0,15 

0,30 

0,45 

— 

0,60 

— 

0,75 

— 

0,9 

G esain  t  er  t r äg n  i s 

i  n 

Millionen  .  . 

•  • 

178 

8,9 

— 

17,8 

— 

26,7 

— 

35,6 

— 

44,5 

— 

55,4 

5 
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VIII.  Stichproben 

aus  einzelnen  Betrieben  zur  Veranschaulichung  der  Grundrentensteuer-Verhältnisse. 


I.  Stichprobe:  Landwirtschaft. 

Ein  Betrieb  von  5  Morgen  oder  180  a  in  der  VI.  Ortsklasse. 

1.  Berechnung  der  Grundrente. 

a.  Haus  und  Zubehör,  2  a  in  4.  Lage  =  2  X  1,80  1.  =  .  .  .  3,60  Mo. 

b.  Grund  und  Boden  der  Landwirtschaft: 

15%  in  L  Lage  =  27  a  je  1,20  Mo.  —  32,40  Mo. 


60%  „  2.  „ 

=  117  a  „ 

75  ZPfi 

-  87,75  „ 

20%  „  6-  „ 

—  36  a  ,, 

45  „ 

=  16,20  „ 

5  %  ii  4.  ,, 

II 

P 

15  „ 

=  L35  „ 

137,70  „ 

Gesamtgrundrente  im  Jahr  =  141,30  Mo. 


2.  Die  Grundrentensteuer  betrüge  im 


1.  Jahre  5% 

2.  Jahre  10  % 

3.  Jahre  15  % 

4.  Jahre  20  °/0 

7  16^ 

14  Mo.  12 

5.  Jahre  25  °/0 

21  M>.  18 

6.  Jahre  30  °/0 

28  Mo.  24 

35  Mo.  30  9fr 

42  Mo.  36  9/. 

II.  Stichprobe:  Landwirtschaft. 

Ein  Grossbetrieb  von  200  Morgen  oder  7200  a  Acker  und  Feld,  sowie  5  Morgen 
oder  180  a  Wald  in  der  VI.  Ortsklasse. 

1.  Berechnung  der  Grundrente. 

a.  Haus  samt  Zubehör  ca.  5  a  in  4.  Lage  =  5  x  1,80  1  =  .  .  9,00  Jk 

b.  Grund  und  Boden  der  Landwirtschaft: 

15  %  in  1.  Lage  =  1  080  a  je  1,20  Mo.  — -  1  296,00  Jk 

60  °/0  „  2.  „  =  4  320  a  „  75  5^  =  3  240,00  „ 

20  °/0  „  3.  „  =  1  440  a  ,.  45  „  =  648  00  „ 

5%  „  4.  „  =  360  a  „  15  „  =  54,00  „  5  238,00  JL 

c.  Grund  und  Boden  der  Forstwirtschaft: 

60  °/0  in  1.  Lage  =  108  a  je  45  ZPJ.  =  48,60  Mo. 

33  %  ,,  2.  „  =  60  a  „  15  „  -  9,60  „ 

7  %  „  3.  „  =  12  a  „  3  ,,  =  0,32  „  58,52  Mo. 

Gesamtgrundrente  im  Jahr  =  5  305,52  Mo. 

2.  Die  Grundrentensteuer  betrüge  im 

1.  Jahre  5  °/0  2.  Jahre  10  °/0  3.  Jahre  15  °/0  4.  Jahre  20  % 

265  JL  28  ZPfi  ~53Ö  Mo.  56  795  Jk.  84  9%  1  051  Mo  12  ~§ß 

5.  Jahre  25  °/0  6.  Jahre  30% 

1  316  JL  40  1581  Jk  68 

III.  Stichprobe:  Gewerbe. 

Ein  Betrieb  in  der  2.  Lage  der  III.  Ortsklasse  mit  circa  3  a  Grundfläche. 

1.  Die  Grundrente  beträgt  3  x  150  M .  450  Mo. 
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2.  Die  Grundrentensteuer  betrüge  im 
1.  Jahre  5%  2.  Jahre  10%  3.  Jahre  15% 


22  A  50  9jd 


45  Mo- 

5.  Jahre  25% 


67  A  50 
6.  Jahre  30% 


4.  Jahre  20  % 
90  M. 


1. 


112  A  50  %  135  A 

IV.  Stichprobe:  Gewerbe  mit  Landwirtschaft. 

Ein  Betrieb  in  der  IV.  Ortsklasse  mit  45  a  landwirtschaftlichem  Gelände- 
Berechnung  der  Grundrente. 

a.  Haus  samt  Zubehör  2  a  in  3.  Lage  2  x  12  Ji. .  24,00  Ji. 

b.  Grund  und  Boden  der  Landwirtschaft: 


32,74  Mb. 


15%  in 

1. 

Lage  =  6,75 

a 

je  1,20  Mb.  — 

8,10 

Mb 

60%  „ 

2. 

„  =  27,00 

a 

„  75  %  = 

20,25 

Mo 

O 

o~~ 

O 

CM 

3. 

„  =  9,00 

a 

„  45  9jt  = 

4,05 

M 

f)0/ 
ü  /O  » 

4. 

»  -  2,25 

a 

„  15  9%  = 

0,34 

Mb 

2.  Die  Grundrentensteuer  betrüge  im 


1.  Jahre  5  % 
2  M>.  84  ~9ß. 


2.  Jahre  10  % 
5  <M>.  68  5^ 

5.  Jahre  25% 
14  Ji  201% 


Gesamtgrundrente  im  Jahr  —  56,74  Ji. 
3.  Jahre  15  °/0  4.  Jahre  20  °/0 


8  Mo  52  d3/. 

6.  Jahre  30% 

17  A  4  m~ 


11  Ji.  36 


Stichprobe:  Gewerbe  bezw.  Handel. 

Ein  Betrieb  in  der  1.  Lage  der  I.  Ortsklasse  mit  circa  2  a  Fläche. 

1.  Die  Grundrente  beträgt  2  X  1  200  Mo.  = .  2  400 

2.  Die  Grundrentensteuer  betrüge  im 


1.  Jahre  5  %  2.  Jahre  10°/ 


3  Jahre  15’%  4.  Jahre  20  °/0 


120  Mb. 


240  Ji 

5.  Jahre  25  % 


360  Mb. 

6.  Jahre  30% 


480  Mb. 


720  Ji 


600  A 

VI.  Stichprobe:  Gewerbe  bezw.  Handel. 

Ein  Betrieb  in  der  2.  Lage  der  I.  Ortsklasse  mit  circa  2  a  Fläche. 

1.  Die  Grundrente  beträgt  2  x  450  Ji.  = . 

2.  Die  Grundrentensteuer  im 


900  A 


1.  Jahre  5  %  2.  Jahre  10%  3.  Jahre  15%  4.  Jahre  20  °/0 


45  Mo. 


90  JC. 

5.  Jahre  25  % 
‘~225~A7 


135  cA 

6.  Jahre  30% 
270  Ji.  ~ 


180  JL 


Einlage.  (Zur  VI.  Stichprobe.) 

Ein  vierstöckiges  Wohnhaus  in  2.  Lage  der  I.  Ortsklasse  mit  circa  2  a  Bodenfläche 
sei  zu  60  000  Ji  gekauft. 

Der  Wert  des  Hauses  (Feuerversicherung)  zu  35  000  Mo.  angenommen. 

Das  Erträgnis  des  Hauses  ist: 


5* 
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I.  Stock  (ebener  Erde)  Wohnung,  Laden,  Werkstätte  ....  1  000  Ji 

II.  „  Wohnung  von  5  Zimmern  mit  Zubehör .  850  „ 

III.  „  ebenso .  750  „ 

IV.  „  ebenso .  650  „ 

zusammen  im  Jahr  .  .  3  250  Ji>. 

Wenn  wir  die  drei  Faktoren  der  Volkswirtschaft:  1.  Kapital,  2.  Arbeit  und 
3.  Grund  und  Boden  in  Rechnung  ziehen,  jedem  seinen  Teil  bestimmen  und  den  Teil 
für  Grund  und  Boden  der  Allgemeinheit  zuerkennen,  so  erhalten  wir  folgende 

Berechnung. 

A.  Anteil  des  Eigentümers. 

I.  Kapital. 

1.  Verzinsung  des  Hauses,  4%  aus  35  000  Jl. . 

2.  Unterhaltung  des  Hauses,  0,75 °/0  aus  35  000  Ji,  rund  . 

3.  Amortisation  des  Hauses,  1%  aus  35  000  JL. . 

II.  Arbeitsleistung  des  Eigentümers,  10%  des  Mieterträgnisses 

B.  Anteil  der  Allgemeinheit. 


III.  Grund-  und  Bodenrente .  905  „ 

giebt  zusammen  wieder  .  .  3  250  JL 


Diese  900  Ji  rund  für  zwei  Ar  giebt  für  ein  Ar  450  JL  Grundrente  im  Jahr, 
wie  wir  angenommen  haben.  An  dieser  Summe  hat  weder  die  Kapitalanlage  noch 
die  Arbeit  Anteil,  es  ist  die 

Grundrente  des  arbeitslosen  Bodenwertes. 


1  400  Ji 
270  „ 
350  „ 
325  „ 


IX.  Schlusswort. 


Im  Vorstehenden  ist  eingehend  auseinandergesetzt,  in  welcher  Weise  und  mit 
welchem  Erfolg  in  Baden  die  George’sche  Grundrentensteuer  eingeführt  werden  kann. 
In  Neu -Seeland,  einem  Staate  in  Australien,  ist  diese  Grundrentensteuer  bereits  ein¬ 
geführt.  Mit  welchem  Erfolg  zeigen  folgende  Notizen,  wovon  die  erste  der  „Voss’schen 
Zeitung“  entnommen  ist. 

I.  Notiz. 

Adelaide,  Australien,  den  15.  Januar  1895. 

Die  kürzlich  erfolgten  Veröffentlichungen  des  Ministeriums  der  Kolonie  „Neu-Seeland“ 
lenken  wieder  die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  auf  dieses  „politische  Probierkaninchen“. 
Es  sind  hier  namentlich  in  den  letzten  zwei  Jahren  volkswirtschaftliche  Probleme  mit  einer 
erstaunlichen  Kühnheit  zu  lösen  versucht  und  Massregeln  getroffen  worden,  welche  die 
Mitwelt  geradezu  verblüffen.  Dieselben  sind  nun  zum  Teil  seit  einiger  Zeit  in  Kraft, 
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so  dass  ihre  Wirkungen  auf  den  Staatsorganismus  erkennbar  werden,  und  man  muss  ein- 
gestelien,  dass  die  meisten  jener  Experimente  in  überraschender  Weise  gelungen  sind. 
^  Vor  allem  ist  es  der  Erfolg  der  neu  eingeführten  „Grundrentensteuer“,  welche 

mit  lebhafter  Spannung  erwartet  wurde  und  sich  jetzt  einigermassen  übersehen  lässt. 
Diese  Steuer  (Single -Tax,  Einheitssteuer)  ist  von  Henry  George  erdacht  und  hat  in 
*  Australien  ebensoviele  Anhänger  als  Feinde;  sie  gilt  als  einzige  Steuer,  alle  übrigen 
sind  abgeschalft. 

Neu -Seeland  hat  nun  diese  Steuer  (mit  einigen  Modifikationen)  eingeführt  und 
es  zeigt  sich  jetzt  in  der  That,  dass  sie  zur  allgemeinen  Zufriedenheit  wirkt.  Als  Basis 
der  Grundrentensteuer  gilt  jetzt  der  Wert  des  „un verbesserten  Bodens“.  Es  besitzt  z.  B. 
Jemand  ein  Grundstück  mit  Gebäuden,  Brunnen,  Zäunen  u.  s.  w.,  im  Gesamtwert  von 
100  000  Jls.  Die  genannten  Baulichkeiten  und  Einrichtungen  haben  einen  Wert  von 
70  000  jK>.,  mithin  ist  der  imverbesserte  Boden  30  000  Jl.  wert.  Von  dieser  letzten 
Summe  also  ist  die  Steuer  (ein  Penny  von  jedem  Pfund  Sterling)  zu  zahlen,  in  diesem 
Fall  rund  125  Jik  jährlich. 

Diese  Grundrentensteuer  bringt  nicht  nur  bedeutend  mehr  ein  als  die  frühere  Land¬ 
steuer,  sondern  sie  wird  auch  hauptsächlich  gerechter  Weise  von  den  Grossgrundbesitzern 
getragen  und  zieht  endlich  auch  die  reichen  Leute  heran,  welche  von  der  Arbeit  anderer 
leben  und  ausserhalb  des  Landes  ihre  Einkünfte  verzehren. 

Nebenbei  bemerkt  besteht  in  der  Inselkolonie  noch. eine  „Einkommensteuer“,  welche 
alle  Einkommen  unter  6  000  Jti>.  frei  lässt,  aber  besonders  die  grossen  Vermögen  trifft. 

Man  sieht,  das  Kabinet  Seddon  hat  es  in  Moariland  vortrefflich  verstanden,  das 
Interesse  des  kleinen  Mannes  zu  wahren.  Die  Tory-Blätter  sind  auf  die  Regierung 
natürlich  nicht  gut  zu  sprechen  und  verhöhnen  ihre  Mitglieder,  die  zum  Teil  vorher 
Handwerker  und  Bergarbeiter  waren  —  das  ändert  aber  nichts  an  der  Thatsache,  dass 
das  Land  auf  blüht  und  die  Bevölkerung  mit  dieser  Regierung  durchaus  zufrieden  ist. 

*  * 

* 

II.  Notiz. 

Die  Bodenreform  in  Neu-Seeland.  Im  Juli  1897  hat  Hon.  Hugh  H.  Lusk, 
früheres  Mitglied  des  Parlaments  von  Neu-Seeland,  einen  interessanten  Bericht  über  diese 
Frage  veröffentlicht.  Darnach  wurden  von  Anfang  an  viele  Ländereien  von  der  Regie¬ 
rung  angekauft,  und  diese  gab  viel  davon  nur  in  Pacht.  So  kam  es,  dass  in  Neu-Seeland 
die  Einwohner  sich  an  den  Gedanken  gewöhnt  haben,  Land  in  Pacht  zu  besitzen,  und 
die  Regierung  als  den  Grundherrn  anzusehen.  Freilich  ist  auch  viel  Land  an  Private 
als  Eigentum  übergegangen.  Und  auf  dieses  Land  wurde  nun  eine  Steuer  von  ein  Penny 
auf  das  Pfund  Sterling,  also  der  240.  Teil  von  dem  Kapitalwerte,  gelegt;  nachdem  vom 
Kapitalwert  der  Wert  der  Meliorationen  abgezogen  war.  Ausserdem  hat  Jeder  einen 
Landwert  von  10  000  M>.  steuerfrei.  Die  Zinsen  der  Hypotheken  auf  dem  Grund  und 
Boden  werden  mit  5%  besteuert.  Da  Neu-Seeland  meist  kleinere  Besitzer  hat,  so  ist 
das  Resultat,  dass  von  90  000  Landeigentümern  thatsächlich  nur  13  000  die  Landsteuer 
(Single-Tax)  bezahlen. 
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Ferner  existiert  eine  „gesteigerte  Landsteuer“  für  grössere  und  grösste  Be¬ 
sitzungen.  die  mit  einem  Achtel  der  ursprünglichen  Landsteuer  beginnt  und  bis  zu  ihrem 
Dreifachen  sich  steigert.  Bei  Widerspruch  des  Eigentümers  gegen  die  Taxe,  steht  es 
der  Regierung  frei,  mit  einem  Aufschlag  von  10%  auf  die  Schätzung,  das  Land  zu 
kaufen.  Ausserdem  hat  die  Regierung  das  Recht,  nichtbenutztes  Land  zwangsweise  an¬ 
zukaufen,  wenn  eine  genügende  Anzahl  von  Leuten  darauf  antragen,  dass  es  ihnen  in 
Erb -Pacht  gegeben  wird  unter  der  Bedingung  der  eigenen  Bebauung.  Auf  diese  Weise 
hofft  man  in  Neu-Seeland  zuversichtlich,  das  Land  in  kleinere  Parzellen  zu  teilen;  die 
Landspekulation,  die  das  Land  in  der  Hand  von  Kapitalisten  festhält,  in  Erwartung  der 
gross  anwachsenden  Werte  auf  Kosten  der  weniger  begüterten  Klassen  zu  entmutigen 
und  die  Ausbreitung  eines  Grossgrundbesitzes  auf  dem  Lande  thatsächlich  unmöglich  zu 
machen. 

Und  der  bisherige  Erfolg?  Die  Tendenz,  in  Land  zu  spekulieren,  die  ein  grosses 
Übel  zu  werden  drohte,  ist  stark  zurückgedrängt.  Man  hat  gefunden,  dass  sich  die 
Landspekulation  nicht  bezahlt  macht  wegen  der  Taxe  und  ganz  besonders  wegen  der 
gesteigerten  Taxe;  und  Eigentümer  von  grossen  Strecken  Landes  sind  jetzt  leicht 
bereit,  zu  mässigem  Preis  Ländereien  zu  teilen  und  abzutreten.  —  Die  der  Regierung 
zustehende  Befugnis,  Leuten,  die  mit  der  Taxe  nicht  zufrieden  sind,  ihr  Land  abzukaufen, 
ist  selten  angewandt;  dagegen  sind  sehr  bedeutende  Zwangsankäufe  gemacht  in  Fällen, 
wo  eine  Genossenschaft  wünscht,  Boden  in  Erbpacht  zu  nehmen  und  sich  deshalb  an 
die  Regierung  wandte.  Aber  der  Hauptnutzen  der  Massregel  hat  darin  bestanden,  dass 
die  Eigentümer  selbst  nun  entweder  ihr  Land  ausnutzten  oder  es  Leuten  zum  Kauf 
anboten,  die  es  gern  bebauen  wollten.  Und  endlich  hat  die  Bodensteuer  die  Regierung 
in  den  Stand  gesetzt,  andere  Steuern  immer  mehr  entbehren  zu  können  —  Steuern,  die 
notwendigerweise  schwerer  auf  den  arbeitenden  Klassen  mit  kleinem  Einkommen  gelastet 
hätten,  während  die  Landsteuer  nur  auf  die  stärksten  Schultern  drückte. 

Grosses  Unheil  hatte  man  prophezeit,  als  das  Gesetz  eingeführt  wurde:  Das 
Kapital  würde  sich  aus  Neu-Seeland  zurückziehen  und  infolgedessen  Armut  und  Verkehrs¬ 
stockung  einziehen.  Nichts  von  alledem  ist  zu  sehen.  Neu-Seeland  gilt  heute  als  die 
gesundeste  Kolonie  des  Britischen  Weltreiches ;  es  bezieht  fortwährend  aus  dem  Mutter¬ 
lande  so  viel  Kapital,  als  es  nutzbringend  anlegen  kann;  der  Export  wächst  beständig 
und  von  der  Bevölkerung  sind  einige  reich,  die  grosse  Masse  wohlhabend. 

Neu-Seeland  hat  durchaus  nicht  die  Vorschläge  Henry  Georges  angenommen,  wie 
er  sie  gegeben  hat;  aber  wohl  den  Geist  und  seine  Lehren.  Und  diese  hat  Neu-Seeland 
angewandt  auf  die  Zustände  des  eigenen  Landes.  Damit  hat  es  das  beste  Beispiel 
für  die  Welt  gegeben,  wie  man  damit  in  praxi  verfahren  muss.  Es  hat  noch  nie 
eine  volkswirtschaftliche  Theorie  gegeben,  die  die  Menschen  genau  in  derselben  Form 
und  in  derselben  Ausdehnung  unter  allen  Umständen  hätten  annehmen  können;  und  so 
wird  es  auch  mit  der  Bodenreform  sein.  Bodenreform  ist,  wie  alle  anderen  Volkswirt¬ 
schaftstheorien  nicht  Zweck,  sondern  nur  Mittel.  Der  Zweck  muss  die  Verbesserung 
der  Lage  der  Volksmassen  sein. 

Publikanus  in  der  „Deutschen  Volksstimme“. 


*  * 
* 
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Welche,  Vorteile  die  Steigerung  des  Bodenpreises  bringt ,  zeigt  deutlich  die  bei 
Karlsruhe  gelegene  Gemeinde  Beiertheim.  Dadurch,  dass  das  immer  mehr  wachsende 
Karlsruhe  den  auf  Beiertheimer  Gemarkung  liegenden  Grund  und  Boden  notwendig 
braucht,  ist  Beiertheim  zu  einem  solchen  Gemeindevermögen  gekommen,  dass  es  damit 
seine  sämtlichen  Ausgaben  bestreiten  kann  und  im  Jahre  1894  an  die  Bürgerschaft  noch 
26  038  J(s.  in  barem  Geld  zur  Verteilung  kamen. 

*  * 

* 

Wenn  wir  —  mit  stillem  Entsetzen  —  das  Anwachsen  der  Ausgaben  in  Staat 
und  Gemeinde,  das  Wachsen  der  Schulden  in  Reich,  Staat  und  Gemeinde  beobachten 
und  uns  doch  sagen  müssen,  dass  den  uns  folgenden  Generationen  auch  gewiss  eine 
Menge  Aufgaben  zufallen  werden,  die  ihre  Ausgaben  eher  steigern  als  mindern,  sie  dazu 
aber  auch  noch  unsere,  ihnen  zurückgelassenen  Schulden  tilgen  sollen,  und  wir  sehen, 
wie  uns  heute  schon  das  Auf  bringen  neuer  Steuerquellen  Sorge  und  Mühe  macht,  ja, 
dass  unvorhergesehene  Ausfälle  an  Einnahmen  die  Budget  der  Einzelstaaten,  des  Reichs 
und  der  Gemeinden  in  Gefahr  bringt,  so  muss  in  weitere  Kreise  der  Gedanke  dringen, 
dass  es  nicht  der  richtige  Weg  ist,  auf  dem  wir  gehen. 

Sehen  wir  dann  noch  auf  der  andern  Seite,  wie  schwer  es  dem  Einzelnen  wird,  eine 
wirtschaftliche  Existenz  zu  schaffen,  dass  Tausende  überhaupt  mit  Nahrungssorgen  zu 
kämpfen  haben,  so  müssen  wir  zu  der  Überzeugung  kommen,  dass  nicht  allein  damit 
geholfen  sein  kann,  politische  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit,  sowie  persönliche 
Freiheit  zu  schaffen,  sondern  es  zur  Zeit  wohl  eben  so  wichtig  sein  muss,  einen  wirt¬ 
schaftlichen  Ausgleich  zu  finden  und  dies  mit  der  aut  Wahrheit  und  Gerechtigkeit 
beruhenden  „Grundrentensteuer“  zu  erreichen  ist. 

„Die  Sonne  dreht  sich  nicht  um  die  Erde,  sondern  die  Erde  um  die  Sonne“,  bewies 
Copernikus  und  gegen  diese  Wahrheit  wehrte  sich  die  damalige  Zeit  mit  allen  Mitteln, 
ja  als  Auflehnung  gegen  göttliche  Wahrheit  wurde  diese  Lehre  aufgefasst  und  schwer 
musste  Galilei  es  büssen,  dass  er  es  wagte,  für  eine  so  einfache  —  heute  allgemein  an¬ 
erkannte  —  aber  allen  damaligen  Begriffen  der  Zeit  und  der  Wissenschaft  entgegen 
stehende  Wahrheit  einzustehen  und  sie  zu  verkünden. 

Auch  Henry  George,  der  am  29.  Oktober  1897  in  New-York  einem  Schlaganfall 
erlegen  ist,  wild  die  Welt  das  Zeugnis  ausstellen  müssen:  „Er  war  ein  rastloser 
Streiter  für  die  wirtschaftliche  Gerechtigkeit  und  unermüdlicher  Verfechter 
der  ewigen  Menschenrechte“.  Der  Geist  seiner  Lehre,  die  heute  noch  von  vielen 
Vertretern  der  Volkswirtschaft  belächelt  und  bespöttelt  und  von  der  Sozialdemokratie 
bekämpft  wird,  wird  noch  sicherlich  zur  Geltung  und  Anerkennung  kommen. 

*  * 

* 

Wer  es  über  sich  gewinnen  kann,  in  den  Gedankenkreis  dieser  Schrift  sich  einzuleben, 
wird  zugeben  müssen,  dass  es  keine  theoretische  Frage  ist,  die  wir  behandelten, 
sondern  eine  ungemein  praktische,  weil  sie  uns  den  Weg  zeigt,  wie  die  wirtschaft¬ 
liche  Lage  des  ganzen  Volkes  —  der  Erwerbstätigen  —  gehoben  werden  kann. 
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Unsere  Zeit  ist  nicht  dazu  angethan,  die  Hände  in  den  Schoss  zu  legen  und  zu 
warten  „der  Dinge,  die  da  kommen  werden“,  sondern  sie  fordert  alle,  die  im  öffentlichen 
Leben  stehen,  auf,  Bestrebungen,  auch  wenn  sie  nicht  liebgewonnenen,  altgewohnten  An¬ 
schauungen  entsprechen,  aber  die  Wohlfahrt  des  Volkes  zu  heben  suchen,  mit  allen 
Kräften  zu  unterstützen.  Jeder  soll  dazu  „das  Seine“  beitragen.  Die  Interessen  des 
Einzelnen  müssen  dem  Wohl  des  Ganzen  untergeordnet  werden,  Sonderinteressen  zurück¬ 
treten  gegen  die  Allgemeininteressen  des  Volkes,  und  als  Wahlspruch  gelten: 

„Das  Vaterland  über  Alles“. 
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